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1 Organisatorische und gesetzliche Hintergründe

Es ist Bewegung gekommen in die Arbeitsförderung1 der
Bundesanstalt für Arbeit (BA), und das nicht erst durch das
Dritte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB III), das An-
fang 1998 das seit 1969 geltende Arbeitsförderungsgesetz
(AFG) abgelöst hat (Deutscher Bundestag 1996, Ammermül-
ler 1997, Brinkmann/Kress 1997). Im Rahmen des Organisa-
tionskonzepts „Arbeitsamt 2000” wurden die grundlegenden
Organisationsziele neu bestimmt (Kundenorientierung, Wirk-
samkeit, Wirtschaftlichkeit und Mitarbeiterorientierung) und
Handlungsfelder abgeleitet, zu denen ausdrücklich die Ein-
führung von Controlling zählt (Bundesanstalt für Arbeit 1995,
1996, 1996a; Kulozik 1998).

Die Leistungen der aktiven Arbeitsförderung2 - neben Ver-
mittlung und Beratung vor allem die „großen” Instrumente
Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) und Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) - wurden verändert
und ergänzt: Ausgehend von einschlägigen Erfahrungen im
Ausland wurde schon 1986 das Überbrückungsgeld als Start-
hilfe für den Sprung aus der Arbeitslosigkeit in die Selbstän-
digkeit eingeführt und später in den Konditionen deutlich ver-
bessert. Nach einer Erprobungsphase wurde Anfang 1994 mit
dem § 62d im AFG eine Projektförderung für besonders
schwer vermittelbare Arbeitslose verankert.3 Vor allem die Er-
fahrungen in Ostdeutschland haben zu den jetzt „Strukturan-
passungsmaßnahmen” (SAM) genannten pauschalierten
Lohnkostenzuschüssen geführt, mit denen Arbeitsbeschaf-
fung mehr an die Beschäftigung im regulären Arbeitsmarkt
gekoppelt werden soll.4 Hinzugekommen ist weiterhin die ge-
meinnützige Arbeitnehmerüberlassung.

Mit dem SGB III wurde u. a. die schon vorhandene Palette
betriebsbezogener Einstellungshilfen um neue Instrumente
erweitert (Stichworte: Eingliederungsvertrag, Einstellungs-
zuschuss bei Neugründungen). Besonders zu erwähnen ist
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Monitoring und Wirkungsforschung im Umbruch

Christian Brinkmann*

Angesichts des nach wie vor gravierenden Arbeitsmarktungleichgewichts werden im Rahmen des Eingliederungs-
titels der BA Jahr für Jahr Fördermittel in einer Größenordnung von über 25 Mrd. DM aufgewandt, um Arbeitslo-
sen die berufliche Eingliederung zu erleichtern. Hinzu kommen weitere Ausgaben für die aktive Arbeitsmarktpo-
litik auf Bundesebene wie auch seitens der EU, der Bundesländer und der Kommunen. Die namentlich im Zuge der
deutschen Wiedervereinigung stark angestiegenen Ausgaben, aber auch weitere Entwicklungen wie Tendenzen zur
Dezentralisierung innerhalb der Arbeitsverwaltung und ein generell deutlich angestiegenes Evaluationsbewusstsein
haben neue Impulse zur verstärkten Evaluation von aktiver Arbeitsförderung gegeben.

Im Folgenden wird auf die Hintergründe der Entwicklung und wesentliche Aspekte des sich in der BA neu struk-
turierenden Evaluationssystems eingegangen.

Ausgebreitet wird ein konzeptioneller Rahmen für Monitoring und Wirkungsforschung in ihren wechselseitigen
Bezügen und im Gesamtzusammenhang der sich innerhalb der BA verstärkenden Controlling-Aktivitäten. Näher
eingegangen wird auf den Stand der Evaluationsforschung im IAB und außerhalb, nicht aber auf inhaltliche Be-
funde zu Einzelinstrumenten – dies würde den Rahmen des Beitrags sprengen. Hingewiesen wird allerdings auf
einschlägige IAB-Projekte, auch um das weite Spektrum methodisch sehr unterschiedlich angelegter notwendiger
Forschungsaktivitäten zu verdeutlichen.

* Christian Brinkmann ist Leiter des Arbeitsbereiches Wissenschaftliche Pra-
xisbegleitung. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung des Autors.
An den Diskussionen zur Weiterentwicklung und Neustrukturierung der
Wirkungsforschung waren eine Reihe von IAB-Kollegen beteiligt, nament-
lich Dieter Blaschke, Uwe Blien, Axel Deeke, Lutz Bellmann und Frank
Wießner. Ihnen allen sei für ihre Mitwirkung auch bei der Ausformulierung
herzlich gedankt. 

1 Dieser Begriff wird im SGB III zur Umschreibung der arbeitsmarktpoliti-
schen Aktivitäten der BA verwendet.

2 Hierzu gehören nicht die (passiven) Lohnersatzleistungen.
3 Allerdings nur zeitlich befristet und zunächst nicht in dieser Form in das

SGB III übernommen. Nach Gesetzesänderung wurde ab 01.01.1999 solch
eine Projektförderung im Rahmen der Freien Förderung nach § 10 SGB III
wieder zugelassen.

4 Zur Zeit auf fünf Jahre im SGB III befristet verankert.



schließlich die nach holländischem Vorbild gerade auch im
kommunalen Bereich nunmehr praktizierte Vermittlung nach
der sog. „Maatwerk”-Methode, bei der private Vermittlungs-
agenturen für erfolgreiche Vermittlungen Prämien erhalten.

Zudem wird anders als früher in deutschen Landen nunmehr
auch im Bereich der Arbeitsmarktpolitik viel experimentiert
- nicht im Sinne von echten Experimenten, sondern im Sinne
von Modellversuchen und der Erprobung neuer Ansätze.5 Zu-
sätzlich zu einem schon mehrere Jahre existierenden
BMA-Haushaltstitel6 und zusätzlich zu den aus EU-Mitteln
finanzierten (transnationalen) Modellprojekten der Gemein-
schaftsinitiativen7 kann nun auch die „Freie Förderung” nach
§ 10 SGB III als „Innovationstopf ” genutzt werden und zwar
mit einem beachtlichen Haushaltsvolumen.8

Das Sozialgesetzbuch III hat den laufenden Veränderungen in
der Arbeitsverwaltung neue Impulse gegeben und einen Rah-
men gezogen, der sich mit den Stichworten neue Förderphi-
losophie, neue Instrumente, Dezentralisierung und Regiona-
lisierung umschreiben lässt. Es enthält neue Vorgaben für
Controlling und Evaluation, wobei ein innerer Zusammen-
hang zwischen diesen Komponenten zu erkennen ist.

Die neue „Förderphilosphie” interessiert an dieser Stelle we-
niger, sie hat sich auch nur partiell im Instrumentarium nie-
dergeschlagen (Ammermüller 1997, Brinkmann/Kress
1997). In einem insgesamt sehr heterogenen Zielsystem wird
mehr als früher der unmittelbare Arbeitsmarktausgleich in
den Vordergrund gerückt, d. h. vorrangig individuelle Förde-
rung von Problemgruppen des Arbeitsmarktes (§ 7 Abs. 3).
Zweifellos steht die Eingliederungszielsetzung (reguläre Be-
schäftigung) im Vordergrund der aktiven Arbeitsförderung.
ABM und SAM sollen z. B. aber auch zum Entstehen neuer
Arbeitsplätze beitragen.9 Im Übrigen wird die Förderung
nochmals weitgehend eingeschränkt auf Beitragszahler und
Empfänger von Lohnersatzleistungen nach dem SGB III. Die-
se Grundkonstruktion hat ihre (durchaus ambivalente) Paral-
lele in einer Verstärkung der beschäftigungspolitischen Ver-
antwortung der Kommunen.10

Auch auf die neuen Förderinstrumente ist an dieser Stelle
nicht näher einzugehen. Gerade mit Neuansätzen zur berufli-
chen Eingliederung von Arbeitslosen oder den Zuschüssen zu
Sozialplanmaßnahmen verbindet sich Evaluationsbedarf
- dies aber nur am Rande.11

Mit dem neuen Instrument der Freien Förderung wurde be-
reits ein wesentlicher Baustein dessen angesprochen, was im

Zuge der Dezentralisierung mit dem SGB III an erweiterten
Kompetenzen der örtlichen Arbeitsämter angelegt ist. Ausge-
sprochene (und eingeschränkte) Zielsetzung der Verlagerung
von Entscheidungsspielräumen war in diesem Zusammen-
hang, Effektivität und Effizienz der Arbeitsverwaltung zu er-
höhen (Brinkmann 1998a).

Nach § 9 sollen die Leistungen der Arbeitsförderung vorran-
gig durch die örtlichen Arbeitsämter erbracht werden. Sie ha-
ben dabei mit den Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes
zusammenzuarbeiten.

Diese im Vergleich zum AFG gar nicht so ganz neuen For-
mulierungen gewinnen dadurch Gewicht, dass weitere Ände-
rungen im Sozialgesetzbuch (§ 71b SGB IV) festschreiben,
dass die Ermessensleistungen der Arbeitsförderung in einem
einzigen Eingliederungstitel zusammengefasst werden und
die darin veranschlagten Mittel (mit kleineren Ausnahmen)
den Arbeitsämtern zur eigenverantwortlichen Bewirtschaf-
tung zuzuweisen sind.

Zugleich führen weitere Entwicklungslinien im Umfeld der
Arbeitsmarktpolitik zu einer zusätzlichen Stärkung bzw. stär-
keren Inanspruchnahme der regionalen Ebene:

Zu erwähnen ist zum einen der komplementäre Ausbau des
Sozialhilferechts in Richtung verstärkter Arbeitsförderung ar-
beitsloser Sozialhilfeempfänger durch Kommunen, zum an-
deren die Aufhebung des Vermittlungs- und Beratungsmono-
pols der Bundesanstalt für Arbeit zum Teil schon vor der Ein-
führung des SGB III. Weiterhin: Nach § 37 SGB III kann nun-
mehr auch das Arbeitsamt zu seiner Unterstützung mit Ein-
willigung des Ausbildungssuchenden oder Arbeitsuchenden
Dritte an der Vermittlung beteiligen.

Ganz allgemein: Dezentralisierung in den Verwaltungsabläu-
fen, regionale Verantwortung und zunehmende Koopera-
tionsnotwendigkeiten, um Arbeitsvermittlung und Förderung
sinnvoll im Hinblick auf regionale Erfordernisse und effizi-
ent zu gestalten - all dies setzt vor allem voraus, dass Trans-
parenz hergestellt wird, auch um Fehlentwicklungen zu er-
kennen und Erträge feststellen zu können.

Deshalb legt § 280 SGB III nunmehr erstmals gesetzlich fest,
dass die Bundesanstalt für Arbeit nicht nur Lage und Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt, sondern auch „... die Wirkungen
der aktiven Arbeitsförderung zu beobachten, zu untersuchen
und auszuwerten (hat), indem sie

1. Statistiken erstellt,
2. Arbeitsmarkt- und Berufsforschung betreibt und
3. Bericht erstattet.”

Die Gesetzesformulierung lässt deutlich erkennen, dass Er-
folgsbeobachtung und Evaluation im SGB III-Zusammen-
hang nicht nur Aufgabe des zur BA gehörenden Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) bzw. der Wissen-
schaft ist, sondern Aufgabe aller in der BA, und zwar auf al-
len Ebenen.

Wie wichtig diese Konzeption ist, mag ein einschlägiges Zi-
tat von Lenk (1993: 91) belegen:

„Ohne ausgebautes Verwaltungscontrolling sind Evaluatio-
nen Kraftakte. Verstärkte Institutionalisierung der Vollzugs-
beobachtung und des Monitoring ..., beides im Sinne vieler
kleiner und mittlerer Managementkreisläufe, wäre die erste
Forderung. Die intelligence der Verwaltung beginnt ganz un-
ten, sie muss nach oben blubbern. Ihre Ergebnisse zu ver-
dichten, ist eine weitere, schon ältere Forderung. Die ver-
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51 Umfangreiche Modellversuche gab es z. B. früher schon in den Bereichen
der Bildungspolitik und Jugendpolitik.

61 Förderung der Erprobung „zusätzlicher” bzw. „innovativer” Wege in der Ar-
beitsmarktpolitik (früher „neuer Wege”). Neben der SGB III – Förderung
existieren noch weitere Bundesprogramme (u. a. Beschäftigungshilfen für
Langzeitarbeitslose und das Jugendsofortprogramm).

71 Gemeinschaftsinitiativen Beschäftigung und ADAPT, in der neuen Förder-
periode ab 2000 Gemeinschaftsinitiative EQUAL.

81 Maximal 10 % des Eingliederungstitels (s. u.). In den Haushaltsplanungen
für 2000 wurden deutlich mehr als 1 Mrd. DM für die Freie Förderung ver-
anschlagt. Zur Evaluation der Freien Förderung vgl. Brinkmann1998b und
Luschei/Trube 1999.

91 Vgl. hierzu Übersicht 2 und Abschnitt 5
10 Arbeitsämter und Sozialämter erproben gegenwärtig neue Formen der Zu-

sammenarbeit. Dem sich an dieser Schnittstelle neu ergebendem Informa-
tionsbedarf wird noch nicht annähernd Rechnung getragen (z.B. zum Maß-
nahmeeinsatz bei der gleichen Klientel).

11 Zum weiten Spektrum betriebsbezogener Einstellungshilfen hat das IAB
1998 zwei längerfristig angelegte repräsentative Evaluationsprojekte be-
gonnen (Jaenichen 1999 und Jaenichen in diesem Heft). Zu den Sozial-
planmaßnahmen führt das Institut Arbeit und Technik in Gelsenkirchen im
Auftrag des IAB eine Begleitforschung durch (Kirsch u. a. 1999 und 2000).



dichteten Daten besser fließen zu lassen, die institutionellen
Grenzen der Verwaltungsträger dabei zu überspielen, ist eben-
falls ein altes Petitum. Aber es muß erstaunen, wie wenig die
besseren methodischen und technischen Möglichkeiten . . .
dazu geführt haben, daß über eine der Komplexität angemes-
sene neue politische Wissensordnung nachgedacht wird.”

Im Hinblick auf die rapiden Veränderungen innerhalb der BA
(organisatorisch, informationstechnisch, konzeptionell) mag
diese allgemeine Einschätzung von Lenk überholt erscheinen,
sie vermittelt gleichwohl eine Vorstellung von der Vielfalt der
erforderlichen, aufeinander abgestimmten Evaluationsakti-
vitäten.

2 Ein Bezugsrahmen: Monitoring, Controlling und Eva-
luation

Das Wissenschaftszentrum Berlin hat zur Vorbereitung eines
Handbuchs zur Evaluation von Arbeitsmarktpolitik (Schmid/
O’Reilly/Schömann 1996) einschlägige Aktivitäten aus EU-
Ländern zusammengetragen, die z.T. unter dem Begriff Con-
trolling, verbreitet aber als „Monitoring” überall intensiviert
werden.

Auf einer pragmatischen Ebene ist Monitoring demzufolge
(Auer und Kruppe 1996: 901) ein Mittel,

– um Zielerreichung oder Zielverfehlung zu dokumentieren,
nicht aber zu erklären,

– das systematische Rückkopplungsschleifen zu den ver-
schiedenen Steuerungsebenen aufbaut und ermöglicht und

– das sich auf die regelmäßig/kontinuierlich wiederholte Be-
obachtung statistischer Indikatoren stützt. Dies können
sein:
• Input-Indikatoren (z. B. Finanzmittel),
• Output-Indikatoren (z. B. erfolgreicher Abschluss einer

Maßnahme) und
• Outcome-/Wirkungsindikatoren (z. B. Übergänge in

Langzeitarbeitslosigkeit).

Wenn man so will, ist Monitoring ein Mittel zur Evaluation
auf einer routinisierbaren, quantifizierbaren Ebene, das der
Ergänzung bedarf. Zum einen wäre dies, zum gleichen
Zweck, nicht quantifizierbare und nicht routinisierbare In-
formationsaufbereitung (mit entsprechender Rückkopplung
zur Entscheidungsebene). Zum anderen wäre dies Gewin-
nung von Informationen zur Erklärung, also Ergänzung durch
kausalanalytische Forschung. Sie wird benötigt, um die be-
schreibenden, dokumentierenden Befunde zu erklären, z. B.
hinsichtlich der Unterscheidung von Brutto-Netto-Eingliede-
rungserfolgen im Rahmen von Eingliederungsbilanzen. Hier-
mit wird ein Hauptproblem der Evaluation angesprochen.

Forschung wird darüber hinaus und vielleicht sogar primär
benötigt zur Auswahl und zur Interpretation der im Rahmen
des Monitoring verwendeten Indikatoren: Was besagt der im
Rahmen von „Eingliederungsbilanzen” (s.u.) gegenwärtig
ausgewiesene kurzfristige Verbleib in Arbeitslosigkeit hin-
sichtlich der Zielstellung „Erhöhung von employability/Be-

schäftigungsfähigkeit”? Was ist z. B. zu beachten, wenn an-
stelle des Zugangs in die Langzeitarbeitslosigkeit zunächst le-
diglich der Bestand an Langzeitarbeitslosen ausgewiesen
wird? Welche Einflüsse und Wirkungsketten existieren, die
für den Erfolg von Maßnahmen relevant, bei empirischen Un-
tersuchungen zu kontrollieren und bei der Interpretation von
Monitoring-Ergebnissen zu berücksichtigen sind?12

Übersicht 1 enthält ein idealtypisches Schema der gleichen
Autoren zur Verortung von Monitoring, mit den als notwen-
dig erachteten (z. T. vor- oder nachgelagerten) Elementen:

– Zielfeststellung auf der jeweiligen administrativen/politi-
schen Ebene,

– Auswahl geeigneter Indikatoren,
– routinisierte Monitoring-Prozesse im Sinne des Zusam-

mentragens und Verarbeitens der mit den Indikatoren er-
fassten Informationen

– und Rückkopplungsschleifen zur Evaluation und zur Poli-
tikebene.

Wichtig erscheint zweierlei:

1. Es geht nicht nur um maßnahmebezogene Informationen,
um Maßnahme-Monitoring, sondern es muss auch ein Ar-
beitsmarkt-Monitoring stattfinden, da erst die Zusammen-
schau von beidem eine umfassende Evaluation ermöglicht.
Ergebnisse von Arbeitsförderung hängen u.a. stark von der je-
weiligen Arbeitsnachfrage ab (vgl. Übersicht 1).

2. Monitoring in dieser Konzeption enthält Kernelemente des
Controlling, auf die begrifflichen Unsicherheiten wurde be-
reits hingewiesen. Bedenkt man, dass solche Monitoring-Sy-
steme sich zwangsläufig auf routinisierbare, quantifizierbare
und i. d. R. kurzfristige Wirkungen (lediglich kurzfristiger
Verbleib in Beschäftigung, nicht Qualität der Beschäfti-
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12 Die Auswahl von Indikatoren ist untrennbar mit dem Zielsystem verbun-
den. Daß Monitoring-Systeme aus Gründen der Kosteneffektivität nur Brut-
to-Kennzifern enthalten können, steht ihrer Verwendung als Steuerungsin-
strument nicht im Wege, wenn durch Einbeziehung von Forschungsergeb-
nissen wie von weiteren (z.T. nur regional verfügbaren, auch „qualitativen”)
Informationen die Zurechenbarkeit von (sorgfältig ausgewählten) Lei-
stungskennziffern erhöht wird und dialogische Verfahren einen angemesse-
nen Umgang mit ihnen sicherstellen. Vgl. hierzu Zängle (2000 b) und Ab-
schnitt 3.

Programme, Maßnahmen
– Ziele
– Indikatoren

Politikauswahl

Programme -
Implementation

Arbeitsmarktpolitik
MONITORING
– Finanzmonitoring1

– Performanz-Monitoring2

Arbeitsmarkt-Monitoring

Evaluation

R
ückkoppelung

R
üc

kk
op

pe
lu

ng

Übersicht 1: Monitoring von Arbeitsmarktpolitik

(Auer/Kruppe 1996, S. 908, eigene Übersetzung)

Anmerkungen
1 Budget-Controlling, Teilnehmerzahlen (Relation realisiert zu angestrebt)
2 Beobachtung ausgewählter Ergebnis-Indikatoren (z. B. Beschäftigung nach

der Maßnahme)
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Übersicht 2

SGB III – Ziele (A): Rahmenzielsetzungen - §§ 1, 5 – 8

Arbeitsmarktbezug
(global, strukturell, Budget) individuell Nebenziele

1. (§ 1) vor allem: Ausgleich am Arbeitsmarkt unterstützen (k, l) 3. (§ 1) Eigenverantwortung von Arbeit-
1.1Verbesserung von Möglichkeiten zur Erwerbstätigkeit gebern und Arbeitnehmern Rechnung
1.2 Vermeidung von Arbeitslosigkeit tragen

1.2.1 Vermeidung des Bezugs von Alg/Alhi 
2. (§ 1) Leistungen haben der beschäftigungspolitischen Zielsetzung der 4. (§ 1) Vermeidung von Wettbewerbs-

Bundesregierung zu entsprechen (Sozial-, Wirtschafts- und Finanzpolitik) (k, l) verzerrungen
5. (§ 6) Vermeidung von Langzeitarbeits-

losigkeit (k) (Sechs-Monats-Regel) 
6. (§ 7) Gleichzeitige Berücksichtigung

6.1 von Förderbedürftigkeit 
(sozialpolitische Zielsetzung)
6.2 und Erfolgsaussichten einer 
Eingliederung („vorrangig”) 
(equity vs. efficiency) (k)

7. (§ 8) Gleichberechtigung von Männern und Frauen fördern (k, l)

SGB III – Ziele (B): ABM, SAM („klassisch”) - §§ 260, 262, 272 - 274

Arbeitsmarktbezug
(global, strukturell, Budget) individuell Nebenziele

8. (§ 260 ABM) Förderung von zusätzlichen 9. (§ 260 ABM, § 272 SAM) Beschäftigung 4. (§ 262 ABM) Vergabegrundsatz mit
im öffentlichen Interesse liegenden förderungsbedürftiger Arbeitnehmer (k) unangesprochenem Ziel:
Arbeiten (k) (§ 272 SAM) Beitrag zur 9.1 (§ 260 ABM) „bevorzugt”: Vermeidung von Wettbewerbs-
Schaffung neuer Arbeitsplätze (k) Arbeitnehmer mit besonderen verzerrungen
8.1 (§ 260 ABM) „bevorzugt”: Vermittlungserschwernissen

Verbesserung der Voraussetzungen 
für die Schaffung von Dauerarbeits-
plätzen

9.2 (§ 274 SAM) Förderung von (schwer vermittelbaren) Arbeitslosen/
von Arbeitslosigkeit Bedrohten mit (Einschränkung) Ansprüchen auf 
Alg/Alhi/Anschluss-Uhg/Anschluss-Üg (k)

10. (§ 260 ABM) „bevorzugt” (k, l): 1.1 (§ 260 ABM) Verbesserung von
– Vorbereitung/Ergänzung: struktur- Eingliederungsaussichten (k)

verbessernde Arbeiten 1.1.1 berufliche Stabilisierung
– Verbesserung: Infrastruktur, Umwelt 1.1.2 Qualifizierung

(§ 273 SAM) Maßnahmen
– Erhaltung/Verbesserung: Umwelt
– Verbesserung: Angebot Soziale Dienste 

und Jugendhilfe
– Erhöhung Angebot: Breitensport/

freie Kulturarbeit
– Vorbereitung/Durchführung: Denkmals-

pflege, städtebauliche Erneuerung, 
städtebaulicher Denkmalschutz

– Verbesserung: Wohnumfeld, wirtschafts-
nahe Infrastruktur (einschl. touristische)

11. (§ 272 SAM) Ausgleich von Arbeits-
platzverlusten mit erheblichen Aus-
wirkungen auf die Region (k)

SGB III – Ziele (C): Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) - §§ 77, 87, 95

Arbeitsmarktbezug
(global, strukturell, Budget) individuell Nebenziele

1.1/1.2 (§ 77) berufliche Eingliederung bei 4. (§ 95) Vermeidung von Wettbewerbs-
Arbeitslosigkeit (k) verzerrungen

1.1 (§ 87) Befähigung zu einer anderen 
beruflichen Tätigkeit (k, l)

1.2 (§ 77) Abwendung drohender 
Arbeitslosigkeit (k)

12. (§ 87) Ermöglichung eines beruflichen 
Aufstiegs (k, l)

13. (§ 77, § 87) Nachholen eines fehlenden oder entwerteten Berufsabschlusses (k, l)
14. (§ 87) Feststellung/Erhaltung /Erweiterung von beruflichen Qualifikationen 

(berufliche Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten) (k, l)
15. (§ 87) Anpassung beruflicher Qualifikationen an die technische Entwicklung (k, l)

(k) = kurzfristig, (l) = langfristig



gungsverhältnisse wie Dauerhaftigkeit) beschränken, wird
klar, dass Controlling über solch ein Monitoring hinausgehen
muss, will es alle wichtigen Zieldimensionen (auch im Sinne
von Arbeitsmarktzielen) mit umfassen.

Dies führt nun zu der Frage, was Controlling ist oder sein
kann. Im Controlling-System der BA wird definiert: „Con-
trolling ist ein integratives Konzept zur wirksamen und wirt-
schaftlichen Steuerung der Verwaltung im Sinne der Errei-
chung vereinbarter Ziele. Hierzu hat Controlling das richtige
Maß an Informationen zum richtigen Zeitpunkt in einem der
jeweiligen Entscheidungsebene entsprechenden Verdich-
tungsgrad bereitzustellen” (Bundesanstalt für Arbeit 1998: 1)

Angestrebt wird damit, auf den verschiedenen Ebenen des
Verwaltungshandelns der BA günstige Kosten-Nutzen-Rela-
tionen herzustellen, wobei zur Bestimmung der „Zielfunkti-
on” auf der obersten Ebene13 zunächst von den Gesetzesfor-
mulierungen auszugehen ist. Übersicht 2 lässt allerdings für
die Rahmenzielsetzungen des SGB III und beispielhaft für
FbW, ABM und SAM nicht nur eine große Ziel-Heterogenität
erkennen, sondern auch Zielkonflikte in den Spannungsfel-
dern von kurz- und/oder langfristig zu erzielenden Wirkun-
gen auf der individuellen Ebene (Eingliederung) bzw. auf dem
Arbeitsmarkt insgesamt (Makro-Ebene).14 Dies führt
zwangsläufig zu erheblichen Schwierigkeiten für die ange-
strebte Zielsteuerung und das gesamte Controlling-System.

Beim Controlling kann für öffentliche Verwaltungen von ei-
ner Konzeption ausgegangen werden, die Postlep (1994: 11
f.) für den kommunalen Bereich entwickelt hat, mit zusam-
menfassender Kommentierung seiner fünf Leitsätze im Hin-
blick auf die gegenwärtigen Entwicklungen in der Arbeits-
verwaltung.

1. „Die Unternehmung wird als selbststeuerndes System (Re-
gelkreis) gesehen, d.h. durch Rückkopplung und Korrektur
wird ein zielorientiertes Handeln sichergestellt.”

Diese Vorstellung eines Regelkreises ist sicherlich konstitu-
tiv und unstrittig.15 Deutliche Restriktionen ergeben sich aber
auf der „technischen” Ebene, vor allem hinsichtlich der Ver-
fügbarkeit aussagefähiger Daten (s.u.) sowie der Funktiona-
lität und Leistungsfähigkeit der DV-Systeme.

2. „Im Rahmen dieser Selbststeuerung erfolgt eine Betonung
der strategischen (längerfristigen) Zielsetzung/Planung ge-
genüber der operativen (kurzfristigen) Zielsetzung/Planung.
Auf dieser Grundlage wird perspektivisch eine zielorientierte
Steuerung der Gesamtorganisation gesichert und gleichzeitig

wird eine Referenzgröße für die Beurteilung des kurzfristigen
Handelns abgeleitet.”

Die Betonung der strategischen, längerfristigen Planung be-
deutet für die Arbeitsverwaltung zum einen Einbindung in
mehrjährig angelegte Zielstellungen. Zum anderen ergibt sich
die Notwendigkeit einer Einbindung in übergeordnete Ziel-
systeme,
– der Bundesregierung (dies ist ausdrücklich im SGB III vor-

gesehen),
– und sicherlich auch der EU mit ihren Beschäftigungspoliti-

schen Leitlinien und Strukturfonds-Interventionen (Eu-
ropäische Kommission 1996 und 1999a).

3. „Es muß ein organisatorischer Rahmen geschaffen werden,
der eine Dezentralisierung von Entscheidungskompetenz für
Aufgaben, Finanzmittel (Budgetierung) und Personal erlaubt,
verbunden mit einer Abflachung der Hierarchien (»lean ma-
nagement«) und konsensbetontem Führungsstil. Hinzutreten
müssen leistungsorientierte Anreizsysteme.”

Hierauf wurde einleitend schon eingegangen. Restriktionen
müssen im Blick bleiben, die sich aus dem öffentlichen
Dienst- und Besoldungsrecht sowie dem Haushaltsrecht er-
geben: Allein mit „Unternehmenskultur” und „Corporate
Identity” lässt sich nicht der ideale organisatorische Rahmen
schaffen.16

4. „Nicht mehr selektive und je nach Bedarf zu deckende In-
formationsversorgung .... ist gefordert, sondern vernetzte,
kontinuierlich eingerichtete Informationssysteme. Sie sollen
den Zielfindungsprozeß sachlich fundieren, die Voraussetzung
für ein koordiniertes Handeln der Teilelemente der Gesamt-
organisation schaffen, eine Überprüfung der Effektivität der
Durchführung und der Kostenwirtschaftlichkeit ermöglichen
und so insgesamt eine Steuerung der Gesamtorganisation im
Sinne eines Regelkreises erlauben.”

Horizontale und vertikale Vernetzung kontinuierlich einge-
richteter Informationssysteme ist sicherlich Kernstück eines
Controlling-Systems. Das ist auch von zentraler Bedeutung
für Wirkungsforschung, die für anspruchsvolle Evaluationen
auf hinreichend aussagefähige Prozessdaten angewiesen ist.
Übersicht 3 zeigt die Schnittstelle von Wirkungsforschung,
die primär kausalanalytisch orientiert ist, zum Controlling mit
Evaluation als Oberbegriff17 und Ziel-Controlling als das ge-
meinsame Handlungsfeld, in dem Monitoring, arbeitsmarkt-
bezogene Wirkungsforschung und qualitative Wirkungsana-
lysen von Wissenschaft und Praxis zusammenkommen - dann
erst ist Controlling in diesem Bereich vollständig.

5. „Controlling beinhaltet Führungsunterstützung über das
gesamte Entscheidungsspektrum der politisch Verantwortli-
chen hinweg. Aus der Verwaltung heraus sollen also auf brei-
ter Ebene fundiertere Entscheidungsgrundlagen für die Poli-
tik geliefert, die Folgen der Entscheidungen sichtbar gemacht
und der Vollzug getroffener Entscheidungen gesichert wer-
den.”

Führungsunterstützung für alle Ebenen in der BA, für die
Selbstverwaltung und die politischen Entscheidungsträger
außerhalb der BA, das klingt fast selbstverständlich. Wichtig
ist aber, dass aufwendige Controlling-Systeme davon leben,
dass sie nutzbar gemacht werden und Nutzen stiften und nicht
nur weitere Zahlen produziert werden. Evaluationen sind
ohne Evaluationsbewusstsein der Adressaten fruchtlos, und
anders herum: Ohne Evaluationsbewusstsein lassen sich
kaum die Voraussetzungen für anspruchsvolle Evaluationen
unter Einbeziehung von Wirkungsforschung schaffen. Hier
hat sich in der Tat einiges bewegt.
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13 Ziel-Controlling ist zu unterscheiden vom Haushalts-Controlling, Ko-
sten-Controlling und Organisations-Controlling (Postlep 1994).

14 Im Hinblick auf die Vielzahl auch von sprachlichen Variationen, die ange-
deuteten Probleme und die zunehmende Einbettung in eine europäische Be-
schäftigungspolitik (z.B. mit der Zielsetzung, „Beschäftigungsfähigkeit” zu
erhalten bzw. zu stärken) erscheint eine Überarbeitung der SGB III – Ziel-
setzungen sehr geboten. Hilfreich wäre auch eine weitere „Deregulierung”
des Förderrechts, das noch viele Relikte der alten „Konditionalsteuerung”
(wenn – dann) enthält und damit eine effiziente Zielsteuerung erheblich er-
schwert. Man denke z.B. nur an die Vielzahl von Detail-Vorgaben für die
Bewilligung von Eingliederungszuschüssen. 

15 Sie entspricht auch neueren organisationssoziologischen Vorstellungen von
System-Umwelt-Beziehungen.

16 Man denke hier z. B. nur an die Schwierigkeit, hinreichende Leistungsan-
reize in die Besoldungs- und Vergütungssysteme zu integrieren.

17 Im Sprachgebrauch der EU wird Evaluation nicht als Oberbegriff verwen-
det, sondern dem „Monitoring” der Programm-Administratoren als Pro-
grammbewertung unter Berücksichtigung von kausalanalytischen Ge-
sichtspunkten zur Seite gestellt (und auch organisatorisch getrennt gese-
hen). Vgl. Europäische Kommission (1999b)



3 Das sich entwickelnde Monitoring-System

Nach § 11 SGB III sind die Arbeitsämter in Deutschland nun
verpflichtet, sog. Eingliederungsbilanzen über die Ermes-
sensleistungen der aktiven Arbeitsförderung zu erstellen. Die-
se wurden Mitte 1999 erstmals (für das Geschäftsjahr 1998)
veröffentlicht (Bundesanstalt für Arbeit 1999).

Nach den detaillierten Vorgaben von § 11 SGB III enthält eine
Eingliederungsbilanz insbesondere (nicht abschließend defi-
niert)18 Angaben über

– Umfang und Verteilung der Geldmittel,
– Durchschnittsausgaben je geförderten Arbeitnehmer,
– Umfang und Verteilung der einzelnen Ermessensleistungen

sowie Beteiligung besonders förderungsbedürftiger Perso-
nengruppen,

– Frauenbeteiligung,
– Vermittlungsquote,
– Verbleibsquote,
– Rahmenbedingungen des regionalen Arbeitsmarktes,
– Entwicklung der Maßnahmen im Zeitverlauf.

Kernstück der Bilanzen sind Angaben zum Verbleib der Ar-
beitnehmer „in angemessener Zeit im Anschluss an die Maß-
nahme”. Nach groben Maßnahmebereichen weist demnach
jedes Arbeitsamt aus, wie viel Geförderte ein halbes Jahr nach
Abschluss der Maßnahme arbeitslos gemeldet sind19 (ein Ver-
bleib in Beschäftigung bzw. in nicht geförderter Beschäfti-
gung, wie ursprünglich angestrebt, ist in der vorgegebenen
kurzen Zeit nicht flächendeckend ausweisbar20). Differenziert
wird soweit wie möglich auch nach besonders förderungsbe-
dürftigen Personengruppen. Das sind im Hinblick auf die sta-
tistische Datenlage und die notwendige Übersichtlichkeit
zunächst nur: Langzeitarbeitslose, Schwerbehinderte/Gleich-
gestellte, Ältere (50 Jahre und älter) sowie Berufsrückkeh-
rer/-innen. Frauen werden gesondert ausgewiesen

In der gesetzlich vorgegebenen Form werden Eingliede-
rungsbilanzen im Controlling-System der BA einen unver-
zichtbaren Stellenwert haben, aber der Ergänzung und Wei-
terentwicklung bedürfen. Übersicht 4 fasst die wesentlichen
Kritikpunkte zusammen.21

Eine Gefahr im Umgang mit den Eingliederungsbilanzen
stellt die durchaus naheliegende Fehlinterpretation der ent-
haltenen Brutto-Verbleibsergebnisse als Netto-Wirkung der
Maßnahmen dar. Entscheidend ist aber, wie mit diesen Infor-
mationen umgegangen wird. Die Analysen von Blaschke/Na-
gel (1999) und Vollkommer (2000) haben gezeigt, dass schon
auf Basis der jetzt (neu) verfügbaren Daten22 zumindest in ge-
wissem Umfang Einflüsse der Teilnehmerkomposition und
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Evaluation

systematische Evaluation von Instrumenten
(Eingriffsinstrumente, Verwaltungshandeln)

= Wirkungsanalyse

unsystematische

der Praxis der Wissenschaft

= Wirkungsforschung
•  ex ante
•  Begleitforschung
•  ex post

Controlling
zielorientierte, reflexive Steuerung der Gesamtorganisation

strategisch
Entwicklungskonzepte

Zielprioritäten

a) Wirksamkeit
b) Effizienz von Instrumenten

operativ
Zielerreichungskontrolle

auf Basis eines vernetzten
Informationssystems

Organisations- Kosten- Haushalts- Ziel-
Controlling Controlling Controlling Controlling

� �

�

Übersicht 3

18 In den ersten veröffentlichten Bilanzen wurde ergänzend die Arbeitsmark-
tentlastung von Maßnahmen ausgewiesen.

19 Bei FbW wird abweichend davon ein abgestuftes Verfahren verwendet; eine
erneute Arbeitslosigkeit (nach zwischenzeitlicher Arbeitsaufnahme) wird in
diesem Förderbereich beim Indikator nicht berücksichtigt.

20 Angestrebt wird, auch im Rahmen von Eingliederungsbilanzen den Verbleib
in (sozialversicherungspflichtiger) Beschäftigung auszuweisen; dies kann
sich ablaufbedingt allerdings nicht (wie ansonsten vorgesehen) auf die För-
derfälle des Vorjahres beziehen.

21 Eingliederungsbilanzen machen das Zusammenspiel unterschiedlicher Da-
teien innerhalb der BA erforderlich. Damit wird eine Entwicklung gestützt,
die im Ergebnis dazu führen wird, dass - datenschutzrechtlich abgesichert -
über eine einheitliche personenbezogene Kundennummer alle Aktivitäten
der Arbeitsämter (Beratung, Vermittlung, Einsatz von Maßnahmen) festge-
halten und der Verbleib einzelner in Arbeitslosigkeit oder in Beschäftigung
über Datenabgleiche verfolgt werden kann - eine Zielsetzung, die über das
kurzfristige Monitoring hinausgeht.

22 Es handelt sich um die zunächst nur aggregiert für alle Arbeitsämter in ver-
gleichbarer Form vorliegenden Informationen zur Struktur der Teilnehmer
(für die in der Bilanz ausgewiesenen Kompositionsmerkmale) und den Ver-
bleib nach Maßnahmearten und Personengruppen. Erst später werden Indi-
vidualdatensätze (mit weiteren Merkmalen ) vorliegen (s.u.).



des regionalen Kontextes „herausgerechnet” werden können.
Arbeitsämter werden damit z. B. in die Lage versetzt, sich
(mehrdimensional) auf der Basis der berechneten „Residuen”
unter Berücksichtigung der jeweiligen Zielgruppenerrei-
chung zu vergleichen, entsprechende software wurde bereits
entwickelt (Zängle 2000 a). 

Allerdings gilt zunächst auch dann: Der „unerklärte Rest” läs-
st sich nicht ohne weiteres als Ergebnis des eigenen Handelns
interpretieren und als unanfechtbarer Erfolgsmaßstab ver-
wenden. Es sind weitere, z. T. auch nicht quantifizierbare
strukturelle Einflüsse, Besonderheiten in der Region und bei
den Zielgruppen, zu berücksichtigen. Nur in einem „dialogi-
schen Verfahren” lassen sich Fehlschlüsse und Fehlsteuerung
über Eingliederungsbilanzen vermeiden. So verwendet, und
das ist die Intention, können sie aber einen erheblichen Bei-
trag zur Steigerung von Effektivität und Effizienz des Maß-
nahmeeinsatzes leisten – ohne weitergehende Forschung zur
besseren Abschätzung von Netto-Wirkungen der Instrumen-
te zu erübrigen.

Eingliederungsbilanzen enthalten sog. Input- und Outputin-
dikatoren vorrangig zum Instrumenteneinsatz und nur am
Rande zur Vermittlung selbst. Sie stellen allenfalls mittelbar
und über ergänzende Informationen auf arbeitsmarktbezoge-
ne Wirkungen als „Outcome” ab.

Hier setzt nun als zweiter Entwicklungsstrang das 1999 ein-
geführte Ziel-Controlling der BA an. Es handelt sich eben-
falls um ein Monitoring-System, bei dem zunächst als Bun-
desziele entwickelte geschäftspolitische Schwerpunkte gebil-
det werden, die im Vorfeld mit den regionalen Organisations-
einheiten abgeklärt wurden und um regionale Zielsetzungen
ergänzt werden können. Später sollen sie flächendeckend in
förmliche Zielvereinbarungen einmünden, wie sie jetzt be-
reits in Modellarbeitsämtern praktiziert werden.

Grundsätzlich geht es um die Steuerung des Verwaltungs-
handelns (Vermittlung, Beratung, Einsatz arbeitsmarktpoliti-
scher Instrumente) über verbindliche, quantitative, auf den
Arbeitsmarkt bezogene Wirkungsziele.23 Diese Ziele werden
in einem komplexen Zielfindungsprozess unter Beteiligung
aller Ebenen der Gesamtorganisation entwickelt und vorge-
geben, die Zielerreichung wird anhand festgelegter einheitli-
cher Indikatoren periodisch über das „Controlling-System”
überprüft, Zielabweichungen werden im dialogischen Ver-
fahren zum Anlass genommen, Verhaltensänderungen vorzu-
nehmen.

Geschäftspolitische Schwerpunkte für das Jahr 2000 mit den
entsprechenden Handlungsfeldern sind (für alle Organisati-
onseinheiten verbindliche Bundesziele, die regional ergänzt
werden können):

– Langzeitarbeitslosigkeit senken (mehr Langzeitarbeitslose
in Arbeit bringen, Übertritte in Langzeitarbeitslosigkeit ver-
hindern)

– Jugendarbeitslosigkeit senken (Ausbildungsstellenakquisi-
tion verbessern, Jugendliche in Ausbildung oder Beschäfti-
gung bringen)

– Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Männer und Frau-
en verbessern (mehr „Mobilzeit”24 als Beschäftigungsvari-
ante anbieten, mehr Berufsrückkehrerinnen und Berufs-
rückkehrer in Arbeit bringen)

– Beschäftigungsmöglichkeiten marktgerecht erschließen
(Einschaltung intensivieren, Ausschöpfung erhöhen)

Auch hier sind kritische Fragen zu stellen (Übersicht 5). Zum
einen geht es um die Aussagekraft einiger der Indikatoren,
ihre Validität und die Frage, inwieweit es möglich ist, reali-
stische Erwartungswerte zu bilden, um Zielwerte sinnvoll de-
finieren zu können, z. B. hinsichtlich des Zugangs in die
Langzeitarbeitslosigkeit oder der Laufzeit der Offenen Stel-
len.
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Übersicht 4: Eingliederungsbilanz (§ 11 SGB III)

I. Vorzüge
– Transparenz als Voraussetzung für wirksameren Einsatz
– Vergleichbarkeit, „managed competition”
– Neue Datenzugänge

II. Kritikpunkte
– nur kurzfristiger Verbleib

(arbeitslos 1/2 Jahr nach Abgang)
– Keine qualitativen Zieldimensionen

(„employability”, qualifikationsadäquate Beschäftigung,
Vermittlung gewichtet nach Schwierigkeitsgrad, z. B. Dauer
der vorausgegangen Arbeitssuche)

– nur am Rande Arbeitsmarktwirkungen
(Entlastungswirkung wurde einbezogen, „Strukturverbesse-
rung” fehlt)

– Brutto– statt Nettoeffekte
– Gefährdung von Zielgruppenerreichung

(„creaming”-Effekte)
– Mögliche Verzerrungen beim Querschnittsvergleich

(Einfluss von regionalen Arbeitsmarktstrukturen)

III. Fazit:
Ein schwieriger Schritt in die richtige Richtung, darf nicht
isoliert gesehen werden, bedarf der Ergänzung und Weiter-
entwicklung

Übersicht 5: Geschäftspolitische Schwerpunkte der Bun-
desanstalt für Arbeit

I. Vorzüge
– Arbeitsmarktbezogene Wirkungsziele
– an mittelfristigen Problemlagen des Arbeitsmarktes orien-

tiert
– orientiert an beschäftigungspolitischen Leitlinien der EU

sowie der Bundesregierung
– Hohes Ausmaß an Objektivierbarkeit

II. Kritikpunkte
– Weitgehendes Fehlen realistischer „Erwartungswerte” für

die Bildung von Zielen („Soll-Werten”)
– Fixierung auf kurzfristig erreichbare Zielsetzungen
– Fehlen von qualitativen Wirkungsdimensionen wie

Erhöhung der Berufswahlkompetenz
dauerhafte Eingliederung in das Erwerbsleben
qualifikationsadäquate Beschäftigung (u.a. nach FbW)
Verbesserung der regionalen Angebotsbedingungen

– Ausblenden weiter Bereiche des BA-Handelns aus dem
„obersten” Zielsystem (Beratungsdienstleistungen)

III. Fazit:
Entwicklungsarbeit zur Behebung der Defizite (Ableitung
von „Erwartungswerten”, „Objektivierung” von Zielerrei-
chung im Bereich qualitativer Wirkungsdimensionen, Er-
gänzung um längerfristige Erfolgsaspekte), Verknüpfung
weiterer Controllinginstrumente zu einem (umfassenderen)
System mit Bezug zu arbeitsmarktbezogenen Wirkungszie-
len

23 Weitere Steuerungsebenen sind die gesetzlichen Rahmenbedingungen
(Normen) und die Zuteilung von Ressourcen (verfügbares Budget).

24 Teilzeitarbeit und flexible Formen der Arbeitszeitgestaltung.



Zum anderen geht es um das beschriebene Grundsatzproblem
(Auer/Kruppe 1996), dass sich solche Monitoring-Systeme
zwangsläufig auf routinisierbare, quantifizierbare und i. d. R.
kurzfristige Wirkungen (lediglich kurzfristiger Verbleib in
Beschäftigung, nicht Qualität der Beschäftigungsverhältnis-
se wie Dauerhaftigkeit) beschränken und nicht nur besserer
Fundierung, sondern auch kausalanalytischer Ergänzung be-
dürfen.

4 Wirkungsforschung

Wie verortet sich nun Wirkungsforschung im Evaluationssys-
tem der BA (das noch gar nicht so systematisch ist, aber wer-
den soll)? Wirkungsforschung ist, wie schon angedeutet,
primär kausalanalytisch orientiert25. Sie ersetzt nicht, sondern
ergänzt notwendigerweise die sich entwickelnden Monito-
ring-Aktivitäten. Dabei geht es um die „Netto-Wirkung” der
Maßnahmen. Um sie zu erfassen, wird als Vergleichsmaßstab
immer das „kontrafaktische” Ergebnis gesucht, d.h. der hy-
pothetische Befund, der zu erwarten gewesen wäre, hätte es
die Intervention nicht gegeben. Eine Vielzahl weiterer, z. T.
auch stärkerer Einflüsse auf das Ergebnis ist zu berücksichti-
gen (und wenn möglich genau zu berechnen), die z. B. von
der Konjunkturentwicklung und dem regionalen Kontext,
aber auch von motivationalen Faktoren und dem Haushalts-
zusammenhang ausgehen können. Über solche Einflüsse und
die Wirkungsketten, die letztlich zum Erfolg von Maßnahmen
führen, ist bislang häufig viel zu wenig bekannt (vgl. Blasch-
ke/Plath in diesem Heft) – eine besondere Herausforderung
für Evaluationsforschung.

Mit der Einführung von Eingliederungsbilanzen wird ein neu-
es „Datum” auch für Wirkungsforschung zu den Instrumen-
ten der Arbeitsförderung gesetzt, neue und bessere Möglich-
keiten für Kausalanalysen entstehen. Durch die routinemäßi-
ge Verfügbarkeit von Brutto-Informationen zum kurzfristigen
Verbleib von Geförderten und die dafür erforderliche Weiter-
entwicklung der Datenverarbeitung und -verknüpfung wer-
den für sich allein schon wichtige Informationslücken ge-
schlossen. In der Vergangenheit konnten zu den „großen” Ins-
trumenten der Arbeitsförderung nur sehr aufwendige, punk-
tuelle Sonderuntersuchungen durchgeführt werden, z. T. auch
nur, um solche Basis-Informationen zu erhalten.26

Die neuen prozessproduzierten Dateien enthalten differen-
zierte Strukturinformationen von Maßnahmeteilnehmerinnen

und -teilnehmern, sie werden längerfristige Datenabgleiche
(z. B. mit der Datei über sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte) ermöglichen und es werden über die mit ihnen ent-
standenen DV-Systeme Stichproben gezogen werden können
(zur Befragung von Geförderten usw.). Die benötigten Kon-
trollgruppen lassen sich mit Hilfe der nun auch zentral ver-
fügbaren Individualdaten über Arbeitslose oder aus der Datei
über sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ziehen, wobei
allerdings auch hierbei noch eine Reihe von Methodenpro-
blemen zu lösen sind (vgl. Abschnitt 4.2).27

In seiner Wirkungsforschung zum (individuellen) Eingliede-
rungserfolg der Arbeitsförderung (als einer zentralen Zielset-
zung des SGB III) setzt das IAB stark auf das datenschutz-
rechtlich abgesicherte Zusammenführen von Dateien und den
Aufbau von Historikdateien, soweit es nicht um Begleitfor-
schung zu einzelnen Modellvorhaben geht. Allerdings ist
auch hierfür noch Entwicklungsarbeit erforderlich (vgl. Ab-
schnitt 4.3).

Wirkungsforschung des IAB wird sich in Kooperation mit
weiteren Instituten auf diese neuen Datenquellen stützen, ent-
sprechende Aktivitäten wurden bereits eingeleitet.28 Zu un-
tersuchen sind darüber hinaus aber auch die neuen Problem-
lagen, die sich durch die Einführung und den öffentlichen
Umgang mit den Eingliederungsbilanzen selbst ergeben kön-
nen (s. o.).29

4.1 Wirkungsforschung als übergreifende Daueraufgabe30

Wirkungsforschung hat im IAB eine lange Tradition. 1981
wurden konzeptionelle Vorstellungen veröffentlicht (Mer-
tens/Reyher/Kühl 1981). Mit dem Sechsten Mittelfristigen
Schwerpunktprogramm des IAB erhielt die Wirkungsfor-
schung ein neues Gewicht: Sie wurde im Institut zu einer be-
reichsübergreifenden Daueraufgabe zusammengefasst. Im
jüngst verabschiedeten siebten Programm für die ersten Jah-
re des neuen Jahrzehnts bildet Wirkungsforschung einen von
fünf Schwerpunkten der Forschungstätigkeit (IAB 2000).

Wie schon erwähnt fordert § 280 SGB III erstmals ausdrück-
lich, die Wirkungen der aktiven Arbeitsförderung zu untersu-
chen, nicht aber die Wirkungen von Beschäftigungspolitik im
weiteren Sinn. Wirkungsforschung im IAB kann diesen Be-
reich allerdings nicht aussparen, wie im Zusammenhang mit
dem „Strategiebündel für mehr Beschäftigung” schnell er-
kennbar wird (Klauder/Schnur/Zika 1996, Schnur/Walwei/
Zika 2000).

Weitere Impulse enthält Wirkungsforschung von der europäi-
schen Ebene. In dem Maße, in dem die europäischen Ar-
beitsmärkte zusammenwachsen und Beschäftigungspolitik
eine europäische Komponente erhält, entstehen neue Anfor-
derungen wie auch neue Möglichkeiten zur Evaluation. Im
Zusammenhang mit dem „Luxemburg-Prozess” geht es z. B.
auch um den Nachweis von „good practice” und die Ent-
wicklung von gemeinsamen, auf europäischer Ebene hand-
habbaren Indikatorensystemen und Evaluationsstandards, die
dem weiten Spektrum von Zielstellungen, theoretischen Er-
fordernissen und methodischen Zugängen Rechnung tragen.
Rückwirkungen auf die nationale Ebene und damit auch auf
die BA mit ihrem Instrumenteneinsatz und deren Evaluation
sind unvermeidlich.

Im IAB orientiert sich die Arbeitsteilung in der Wirkungsfor-
schung einerseits an der Unterscheidung von Arbeitsmarkt-
politik im engeren Sinn (Arbeitsförderung) und Beschäfti-
gungspolitik im umfassenden Sinn, andererseits an Wir-
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25 Vgl. Schmid/O’Reilly/Schömann 1996. 
26 Z. B. Blaschke/Nagel 1995; vgl. auch Autorengemeinschaft 1997, Brink-

mann 1999.
27 Eine grundsätzliche Schwierigkeit, auf diesem Wege Netto-Effekte der För-

derung zu ermitteln, besteht darin, dass all diese Dateien, unabdingbar wie
sie sind, für Evaluationszwecke nur unvollkommene Informationen enthal-
ten, so dass die notwendigen „Kontrollgruppen” nicht ohne „Datenanrei-
cherung” gebildet werden können - hierauf ist zurückzukommen.

28 Zunächst einmal ging es darum, im Rahmen bzw. im Vorfeld des sich ent-
wickelnden „Data-Warehouse” der BA die zentrale Verfügbarkeit der in den
Arbeitsämtern entstehenden Individualdatensätze (einschließlich Verbleib-
informationen im Sinne der Eingliederungsbilanzen) sicherzustellen.

29 Auch für Forschung über in den Eingliederungsbilanzen nicht enthaltene ar-
beitsmarktpolitische Instrumente (z. B. auch die ESF-Förderung) sind die
Bilanzen potentiell von großem Nutzen. Ergänzende Zielgruppen-Förde-
rung der verschiedenen politischen Ebenen (EU, Bund, Land, Kommunen)
gewinnt über die routinemäßig verfügbaren Informationen zum Verbleib
von Maßnahmeteilnehmern nach SGB III und zu den Strukturen der För-
derung Vergleichspunkte, die zur Beurteilung ergänzender Förderungen
hilfreich sein können und bislang weitgehend nicht zur Verfügung stehen.
Vgl. Deeke (1999) und Deeke/Hülser/Wolfinger (1997).

30 Die nachfolgenden Ausführungen sind im wesentlichen bereits in das neue
IAB-Schwerpunktprogramm eingeflossen. Vgl. IAB 2000.



kungsebenen (Mikroebene, z. B. Untersuchungen zu Einglie-
derungserfolgen, und Makroebene, z. B. Untersuchungen zur
quantitativen Entlastung des Arbeitsmarktes und zu struktu-
rellen Wirkungen).

Wirkungsforschung im IAB hat derzeit folgende Schwer-
punkte, mit ergänzenden Teilen aus anderen Projektzusam-
menhängen, insbesondere dem Betriebspanel:

– Makroanalytische Untersuchungen zur Beschäftigungspo-
litik im weiteren Sinn, z. B. Arbeitszeitpolitik, Lohnpolitik,
Steuerpolitik, Sozialbeiträge, Geldpolitik (Vgl. u. a. Klau-
der/Schnur/Zika 1996, zuletzt Schnur/Walwei/Zika 2000)31

– Makroanalytische Untersuchungen zu Arbeitsmarktwir-
kungen und Budgeteffekten der aktiven Arbeitsförderung
(vgl. u.a. Bach/Spitznagel 1992)32

– Mikroanalytische Untersuchungen zur beruflichen Weiter-
bildung und Rehabilitation, zur Eingliederung Jugendli-
cher, zu beschäftigungschaffenden Maßnahmen und weite-
ren Eingliederungsinstrumenten vor allem des SGB III,
aber auch von Programmen wie ESF-BA (vgl. u.a. Blasch-
ke/Nagel 1995 und 1999, Plath/Blaschke 1999, Spitznagel
1989, Bach/Spitznagel 1992, Wolfinger/Brinkmann 1996,
Wießner 1998 sowie in diesem Heft u.a. die Beiträge von
Bender/Klose und Jaenichen) 

– Mitwirkung am Aufbau von Evaluationssystemen in der BA
(Eingliederungsbilanzen, regionale Mittelverteilung beim
Eingliederungstitel, Zielcontrolling; vgl. Blaschke/Nagel
1999, Blien 1998, Brinkmann 1998b und 1999, Hir-
schenauer 1999, Vollkommer 2000).

Der Anhang enthält eine Auflistung einschlägiger laufender,
z. T. auch abgeschlossener und in Vorbereitung befindlicher
IAB-Projekte mit Schwerpunkt auf die für die aktuelle Dis-
kussion besonders relevante mikroanalytische Ebene.

4.2 Wirkungsforschung als Teil des sich weiter entwickelnden
Evaluationssystems der BA

Inhaltlich geht es bei der auf BA-Maßnahmen bezogenen Wir-
kungsforschung zur aktiven Arbeitsförderung33 vor allem um
folgende Aspekte: Zielgruppenerreichung und weitere Im-
plementationsaspekte, individuelle Erträge, wie Verbleib in
Arbeit und Dauerhaftigkeit des Arbeitsplatzes, Beschäfti-
gungseffekte, strukturelle Wirkungen, Auswirkungen auf den
regionalen Arbeitsmarkt, Substitutionsrisiken, Kosten, Bud-
geteffekte bei der BA und gesamtfiskalisch, volkswirtschaft-
liche Alternativkosten. Eingebettet sind die Analysen in die
thematisch einschlägigen Forschungsansätze der Bereiche.

Dabei ist zu beachten, dass Wissen über komplexe Wir-
kungszusammenhänge (z. B. zur Wirkung von Qualifizie-
rungsmaßnahmen) häufig noch rudimentär ist, aber Voraus-
setzung für die Bildung von geeigneten, empirisch überprüf-
baren Modellen zur Evaluation von Maßnahmen wäre.

Methodisch setzt das IAB auf das breite, sich ergänzende
Spektrum sozialwissenschaftlicher und ökonometrischer (mi-
kro- und makroanalytischer) Verfahren. Quantitative und qua-
litative Methoden (z. B. Expertengespräche zu Implementati-
onsaspekten und zur „qualifikationsadäquaten” Beschäfti-
gung) müssen sich ergänzen. In Teilbereichen werden experi-
mentelle Ansätze, die in einigen Ländern bereits erfolgreich
eingesetzt wurden, auch in Deutschland nutzbar gemacht wer-
den können (z. B. zur Evaluation von Modellprojekten, vgl.
Luschei/Trube 1999).

Wissenschaftliche Sonderuntersuchungen des IAB oder ex-
terner Forschungsinstitute können in der Regel nur punktuel-
le Ergebnisse liefern und müssen vertiefenden Fragestellun-
gen (Analyse von Ursachen und Wirkungszusammenhängen)
vorbehalten bleiben. Sie erfüllen häufig aber auch heute noch
eher im Übermaß deskriptive Funktionen bzw. übernehmen
Monitoring-Aufgaben im Rahmen eines noch unvollkomme-
nen, aber im Aufbau befindlichen BA-internen Informations-
systems. Dessen Weiterentwicklung eröffnet neue Möglich-
keiten und setzt Grenzen für Wirkungsforschung (Zugang zu
Individualdaten, Möglichkeiten der „Anreicherung” von Da-
tensätzen und des „data-matchings”).

IAB-Wirkungsforschung ist Teil des sich entwickelnden Eva-
luationssystems in der BA, das zunehmend auch externen An-
forderungen (z. B. seitens der EU) und Kooperationsnotwen-
digkeiten (Verknüpfung mit Arbeitsförderung von Bund, Län-
dern und Gemeinden wie mit Strukturpolitik auf allen Ebe-
nen) Rechnung tragen muss (Bangel/Brinkmann/Deeke
2000). 

Im Hinblick auf die im Aufbau befindlichen Eingliederungs-
bilanzen und die erwartete routinemäßige Verfügbarkeit von
individuellen Datensätzen der Maßnahmeteilnehmer wurden
in den letzten Jahren keine weiteren Sonderuntersuchungen
des IAB über die großen „Standardinstrumente” des AFG
bzw. SGB III (Qualifizierung, ABM, SAM „klassisch”)
durchgeführt. Sie wären angesichts des Aufwands und der
knappen Kapazitäten zwischenzeitlich nicht zu rechtfertigen
gewesen, haben nun aber hohe Priorität erhalten. Durchge-
führt wurden in Absprache mit der Selbstverwaltung eigene
Sonderuntersuchungen und Auftragsprojekte zu einigen der
neuen Instrumente des SGB III und zur breiten Palette der be-
triebsbezogenen Eingliederungshilfen, sowie ein Pilotprojekt
zum Netto-Eingliederungserfolg von FuU (vgl. hierzu den
Anhang).

Für anspruchsvolle Wirkungsforschung mangelt es gegen-
wärtig nicht an Konzepten und statistischen Verfahren, aller-
dings ist auch kein Königsweg erkennbar. Es sind vor allem
die unzureichenden Datensätze, die Wirkungsforschung auf
der Mikroebene erschweren (abgesehen von den sich nun in
absehbarer Zeit lösenden Zugangsproblemen zu diesen Da-
tensätzen). Es ist ein verbreiteter Irrtum zu glauben, dass die-
se Datensätze für sich allein schon hinreichende Basis sein
könnten zur Abschätzung von Netto-Effekten der Förderung.
Vielmehr ist Entwicklungsarbeit an dieser Stelle weiterhin
vordringlich (z. B. nachträgliches, höchst aufwendiges Re-
konstruieren von Teilen der Erwerbsbiografie wie auch die 
Ergänzung der verfügbaren Prozessdaten um valide Ein-
schätzungen von Vermittlungshemmnissen für Teilnehmer
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31 Das IAB hat mit den bisher vorliegenden Simulationsrechnungen einen
wichtigen wissenschaftlichen Beitrag zur Analyse der gesamtwirtschaftli-
chen Effekte politischer Maßnahmen geleistet. Es wurden diejenigen Maß-
nahmen und Wege identifiziert, die zu einer nachhaltigen Verbesserung der
Arbeitsmarktlage führen. Diese Arbeit gilt es in Zukunft konsequent fort-
zusetzen. Dabei geht es in den nächsten Jahren um ein neues makroökono-
misches Politiksimulationsmodell, das in Zusammenarbeit mit einem ex-
ternen Partner entwickelt wird, um so schnell wie möglich wieder die Aus-
wirkungen unterschiedlicher Maßnahmen auf den Arbeitsmarkt im ge-
samtwirtschaftlichen Kontext analysieren zu können.

32 Um den zunehmenden Evaluationserwartungen Rechnung zu tragen, wird
auch die Simulationsmöglichkeit weiterer Maßnahmen wie ABM, Lohnkos-
tenzuschüsse, Kurzarbeit, Qualifizierungsförderung angestrebt. Bislang
stehen in Deutschland keine für solche Zwecke nutzbaren Modelle zur Ver-
fügung. Zur Abschätzung der z. T. nur längerfristig zu erwartender Wir-
kungen muss deshalb weiterhin auch auf alternative Methoden (z. B. regio-
nale oder betriebsspezifische Fallstudien) zurückgegriffen werden. 

33 Zur Komplexität des Zielsystems vgl.Übersicht 2 und Abschnitt 5.



und Vergleichsgruppen, wie dies in mehreren Projektzusam-
menhängen z. Z. erprobt wird).34

Die zu bewältigenden Schwierigkeiten sind vor allem deshalb
so groß, weil die Kausalitätsfragen im Umfeld von Maßnah-
men bislang nicht hinreichend geklärt sind und hinsichtlich
der „Heterogenität” von Zielsetzungen, Maßnahmen und Teil-
nehmern auch nicht leicht zu klären sind, zumal sehr unter-
schiedliche Rahmenbedingungen (Konditionen, Implementa-
tionsbedingungen, regionale Arbeitsmarktsituation) zu
berücksichtigen sind (vgl. Blaschke/Plath in diesem Band).

So stellt sich bei ABM die individuelle Eingliederungsziel-
setzung in Relation zur „Entlastungsfunktion” (individuell,
für den Arbeitsmarkt und gesamtgesellschaftlich) im Zeit-
ablauf unterschiedlich dar35, sie ist auch für einzelne Perso-
nengruppen (z. B. Ältere kurz vor dem Ruhestand) unter-
schiedlich zu bewerten. Fragen der Ausgestaltung von
AB-Maßnahmen (Förderbereiche, qualifikationsadäquate
Beschäftigung, „wirtschaftsnahe” Durchführung z. B. durch
Vergabe an private Unternehmen, Qualifizierungsanteile u.a.)
sind im Hinblick auf ihren Einfluss nicht hinreichend geklärt
und bei bislang durchgeführten Evaluationen nicht zu berück-
sichtigen gewesen. Dies wäre aber Voraussetzung dafür, dass
differenzierte steuerungsrelevante Informationen zum effek-
tiveren Maßnahmeeinsatz gewonnen werden können.

Um konkret anzudeuten, wie problematisch Evaluationen an-
gesichts ungeklärter Kausalitäten und unzureichender Vali-
dierung von Einflussindikatoren bislang sind, seien folgende
Hinweise auf sich aktuell stellende Probleme bei der Ver-
gleichsgruppenbildung gegeben:

– Werden Teile der Erwerbsbiographie über die Beschäftig-
tendatei rekonstruiert, läuft dies auf eine typisierende Abfol-
ge von Status-Sequenzen „arbeitslos” (z. Z. eingeschränkt auf
Leistungsempfänger) / ”sozialversicherungspflichtig be-
schäftigt” / ”sonstiges” hinaus. Auch wenn Teilnehmer und
Nichtteilnehmer in der Vergangenheit so gebildete identische
„Biografie-Perlenschnüre” aufweisen, ist der Wert dieser In-
formation als Indikator für „Eingliederungsschwierigkeiten”
bislang nicht validiert, so plausibel ein Zusammenhang auch
erscheinen mag.

– Werden Eingliederungshemmnisse pauschal oder in diffe-
renzierter Form über Experteneinschätzungen (Fachkräfte in
den Arbeitsämtern) abgefragt, und zwar für Teilnehmer und
Kontrollgruppe gleichermaßen, muss von einem unvollkom-
menen Kenntnisstand ausgegangen werden, ganz abgesehen
von Unschärfen und Erinnerungslücken, die bei der Abfrage
unvermeidlich sind.

– Werden benötigte Hintergrundinformationen von den Be-
troffenen (Teilnehmer, Kontrollgruppe) selbst abgefragt, sind
Verzerrungen ebenfalls unvermeidlich und Falschangaben
nicht auszuschließen.

Offen bleiben muss bei allen solchen weiterführenden, aber
noch nicht hinreichend abgesicherten explorativen Verfahren,
inwieweit damit das Problem der Vergleichsgruppenbildung
besser gelöst werden kann als in der Vergangenheit. Neue Ver-
fahren zur Kontrolle der nicht beobachteten Heterogenität
sind hilfreich, können aber unzureichende Kenntnisse über in
der Realität vorfindbare Einflussbeziehungen und unzurei-
chende Datensätze, die die benötigten Informationen nicht
enthalten, nicht kompensieren.

4.3 Prioritäten und Perspektiven für IAB-Wirkungsforschung

Größte Priorität hat die instrumentenübergreifende routi-
nemäßige Erschließung und „Weiterverarbeitung” von Indi-
vidualdatensätzen von Teilnehmern und Vergleichsgruppen
zur Ermittlung von Netto-Eingliederungseffekten der Förde-
rung, vorrangig zu den „großen” Förderinstrumenten, auch
mit über die Eingliederungsbilanzen hinausweisenden Er-
folgskriterien (längerfristiger Verbleib, qualifikationsadäqua-
te Beschäftigung, Einkommensveränderungen u. a.).

Die Datensätze sollen instrumentenübergreifend zu einer zen-
tral verfügbaren „Maßnahme-Teilnehmer-Grunddatei” zu-
sammengeführt werden. Nach Sicherung des zentralen Zu-
gangs zu den Individualdatensätzen von Maßnahmeteilneh-
mern (für Zu- und Abgange sowie Bestände ab 01.01.2000,
wichtige Ausnahme noch: die auf einem anderen Fachver-
fahren beruhende Förderung der beruflichen Weiterbil-
dung36) werden in Absprache mit der Fachabteilung instru-
mentenübergreifende Evaluationspläne entwickelt.

Über nunmehr in den Datensätzen enthaltene Identifikatoren
werden für die Maßnahme-Teilnehmer-Grunddatei wichtige
Strukturdaten von Maßnahmen mit denen von Maßnahme-
teilnehmern verknüpft und Informationen über den Verbleib
„arbeitslos” (und ggf. Abgangsgründe aus Arbeitslosigkeit)
hinzugefügt. Nach gegenwärtigen Planungen werden solche
Verbleibsinformationen für den Zeitpunkt kurz nach Abgang
aus der Maßnahme, ein halbes und zwei Jahre nach dem Ab-
gang in die Datensätzen aufgenommen, weiterhin Name und
Adresse sowie (soweit bekannt) die Sozialversicherungs-
nummer der Geförderten. Diese Grunddatei soll für eine Viel-
zahl unterschiedlicher Evaluationsstrategien nutzbar gemacht
werden können (z. B. auf der Mikro-Ebene für Befragungen
und weitere Abgleiche mit der Arbeitslosendatei und/oder der
Beschäftigtendatei zur Bildung von Kontrollgruppen wie zur
Erfassung von Erfolgsindikatoren, oder auch für Mehrebe-
nenanalysen (Blien 1995).

In Verbindung mit einem hierzu (bereits eingeleiteten) Pilot-
projekt zur Datenerschließung wurden inhaltliche Analysen
zum Netto-Eingliederungserfolg zunächst für ABM und
SAM (klassisch) neu begonnen. In diesem Zusammenhang
wird auch die Neuregelung von Strukturanpassungsmaßnah-
men für Ältere (mit der Zielsetzung eines „produktiven”
Übergangs in die Rente) zu evaluieren sein. Bei dieser Un-
tersuchung wird der Heterogenität von Zielsetzungen, Maß-
nahmen und Teilnehmern sowie der methodisch aufwendigen
Vergleichsgruppenbildung besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt und eine Kooperation mit Externen vorgesehen.

Unabhängig von diesen Neuentwicklungen wird zur Evalua-
tion des Eingliederungserfolgs von Qualifizierungsmaßnah-
men das unter methodischen Aspekten bereits 1995 explora-
tiv begonnene Projekt (Bender/Klose in diesem Heft) in Ko-
operation mit externen Partnern deutlich ausgeweitet, um hin-
reichend differenzierte Aussagen zu ermöglichen. Dabei
muss allerdings zunächst auf individuelle Datensätze von
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34 Zum nachträglichen Rekonstruieren von Teilen der Erwerbsbiografie vgl.
Almus u. a. 1998 und Bender/Klose in diesem Band, zur Ergänzung der ver-
fügbaren Prozessdaten um valide Einschätzungen von Vermittlungshemm-
nissen durch Fachkräfte in den Arbeitsämtern vgl. Jaenichen (1999) und Ja-
enichen in diesem Band.

35 In Ostdeutschland stand z. B. den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung
die Entlastungsfunktion stark im Vordergrund, während die Eingliederung
von Schwervermittelbaren erst sehr viel später betont wurde.

36 Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass eine IAB-Begleitforschung zum
ESF-BA-Programm der neuen Förderperiode ab 2000 bereits vereinbart
wurde; sie zielt stärker als bisherige Evaluationen auf individuelle Netto-
Effekte der ESF-Förderung, und damit notwendigerweise auch auf die Ef-
fekte der ergänzten Regelförderung des SGB III, insbesondere bei FbW. 



Teilnehmern an Fortbildung und Umschulung (FuU) nach
dem AFG zurückgegriffen werden, die bis zum Abschluss-
jahrgang 1997 zur Verfügung stehen und noch keine weiteren
Informationen über die Struktur von Maßnahmen als deren
Dauer enthalten (für andere Instrumente gibt es rückwirkend
keine gleichermaßen nutzbaren Datensätze). Abgeglichen
wird mit der Beschäftigtendatei (Bildung von Vergleichs-
gruppen durch Rekonstruktion von Teilen der Berufsbiogra-
fie für Teilnehmer und Nichtteilnehmer, Analysen zum Ver-
bleib nach der Maßnahme mit über die Eingliederungsbilan-
zen hinausgehenden Erfolgsindikatoren).

Fortgesetzt und weiterentwickelt werden Regionalanalysen
auf der Basis von Aggregatdaten und/oder Individualdaten,
vor allem um für Eingliederungsbilanzen, z. B. durch regio-
nale Cluster-Bildung, bessere Interpretationsmöglichkeiten
zu schaffen. Dabei soll mit den Methoden der Makroanalyse
und der Mehrebenenanalyse gearbeitet werden, um Auf-
schluss über günstige Weisen der Maßnahmesteuerung zu er-
halten.

Untersuchungen zu erwünschten und unerwünschten Neben-
wirkungen der Steuerung des Instrumenteneinsatzes über die
sich entwickelnden Controlling-Systeme, namentlich die Ein-
gliederungsbilanzen, und zur Verbesserung der Steuerungs-
systeme (Entwicklung verbesserter Indikatoren zur Erfolgs-
messung) erscheinen ebenfalls vordringlich.

Notwendig und in Vorbereitung sind weiterhin Analysen über
globale und strukturelle Wirkungen der aktiven Arbeitsförde-
rung wie der Beschäftigungspolitik auf der Aggregatebene
(Entlastungswirkung unter Berücksichtigung von Kreislauf-
wirkungen, Verbesserung der Qualifikationsstruktur, der re-
gionalen Infrastruktur u.a.). Zunächst geht es vor allem um
die Weiterentwicklung von Kosten- und Entlastungsrechnun-
gen, ein ergänzendes Projekt zu den realen Wirkungen von
beschäftigungschaffenden Maßnahmen und den Aufbau eines
neuen Modells zur Durchführung von Politiksimulationen,
danach um die Weiterentwicklung dieses Modells zur Simu-
lation der Beschäftigungswirkungen aktiver Arbeitsförde-
rung, vorrangig von beschäftigungschaffenden Maßnahmen
(ABM und SAM) und von Lohnsubventionen.

4.4 Externe Evaluationen

4.4.1 Mikroanalytische („mikroökonometrische”)37 Evalua-
tionsstudien

Der Beitrag von Fitzenberger und Speckesser in diesem Band
fasst die einschlägigen deutschen Studien zusammen, Tabel-
len 2 - 4 enthalten Synopsen mikroanalytischer Studien zur
Weiterbildung in Ost- und Westdeutschland sowie zu ABM in
Ostdeutschland38. Die IAB-externen Studien basieren bislang
alle auf Repräsentativbefragungen der Erwerbsbevölkerung

mit in der Regel sehr kleinen Zahlen von Maßnahmeteilneh-
mern (Sozio-ökonomisches Panel, Arbeitsmarktmonitor Ost-
deutschland, Arbeitsmarktmonitor Sachsen-Anhalt). Für die
angestrebte Vergleichsgruppenbildung enthalten diese Datei-
en wenig Informationen über die Struktur der Teilnehmer und
Nichtteilnehmer (zur expliziten Kontrolle der „Selektivität”)
und kaum eine Möglichkeit, die Unterschiedlichkeit von
Maßnahmen (die „Maßnahme-Heterogenität”) zu berück-
sichtigen.

Trotz hoch entwickelter statistischer Verfahren (zur Kontrol-
le „nicht beobachteter Heterogenität”) sind diese Studien mit
großen Unschärfen und methodischen Risiken behaftet (vgl.
Brinkmann u. a. 1999: 316, 344). Im Ergebnis liegen, wie der
Blick auf die Synopsen zeigt, keine konsistenten und für die
Steuerung von Maßnahmen hinreichend differenzierten Be-
funde vor.

Ob auf dieser Basis die resümierende Feststellung von Fit-
zenberger und Speckesser, „mögliche positive Effekte (kön-
nen) nicht sehr stark sein ..., da sie sonst vermutlich trotz un-
terschiedlicher Methoden und unzureichender Daten empi-
risch hätten identifiziert werden können”, trägt, mag dahin-
gestellt sein – es ist eine Vermutung.39

Auffällig ist, dass nur wenige sozialwissenschaftliche Studi-
en zum Maßnahmeeinsatz vorliegen. Mit ihnen ließen sich
weitere, über den unmittelbaren Eingliederungserfolg hin-
ausweisende mögliche Wirkungsdimensionen (Nutzen und
dysfunktionale Effekte auf der psychosozialen Ebene, be-
rufsbiografische Fernwirkungen) analysieren, auf die verein-
zelt hingewiesen wird (Meier 1998). Dabei geht es nicht dar-
um, durch solche Aspekte unter Eingliederungsgesichts-
punkten schlechte Maßnahmen „schönzurechnen”. Es geht
auch um mögliche negative Effekte des Maßnahmeinsatzes
bei bestimmten Personengruppen in bestimmten Konstella-
tionen (z. B. bei ostdeutschen Frauen mittleren Alters in
„Maßnahmekarrieren”; sie haben kaum Eingliederungschan-
cen, für sie wurden aber bislang auch keine alternativen Hil-
festellungen entwickelt; vgl. Lutz/Ketzmerick/Wiener
1999: 271 ff).

4.4.2 Makroanalytische Evaluationsstudien

Makro-Studien („aggregierte Wirkungsanalysen”) untersu-
chen länderübergreifend oder differenziert nach Regionen in
der Bundesrepublik Netto-Effekte der Arbeitsmarktpolitik
auf aggregierte Größen (Arbeitslosenquote, Langzeitarbeits-
losigkeit, Beschäftigung, Löhne u. a.). Dabei werden nicht nur
Mitnahmeeffekte, sondern explizit oder implizit auch Ver-
drängungs- und Substitutionseffekte berücksichtigt, die da-
durch entstehen können, dass die erfolgreiche Förderung ei-
ner Person möglicherweise die Chancen anderer am Arbeits-
markt oder auch auf den Gütermärkten beeinträchtigt (Bell-
mann/Jackman 1996). Auch solche Studien stoßen schnell an
methodische Grenzen, weil viele benötigte Informationen
nicht zur Verfügung stehen und der relative Einfluss von Ar-
beitsmarktpolitik im Vergleich zu anderen Einflüssen in der
Regel vergleichsweise gering ist. Bei internationalen Verglei-
chen sind zudem sehr unterschiedliche institutionelle Rege-
lungen zu berücksichtigen.

Tabelle 5 des Beitrags von Fitzenberger und Speckesser in
diesem Heft enthält eine Synopse vorliegender makroökono-
metrischer Studien, soweit sie in Deutschland als Regional-
vergleiche durchgeführt wurden. Im Beitrag von Schmid u. a.
(1999) werden darüber hinaus die internationalen Erfahrun-
gen und Ergebnisse aus Ländervergleichen aufgearbeitet.
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37 Die Begriffe „mikroanalytisch” und „makroanalytisch” sind tragfähiger als
die häufig verwendeten „mikroökonometrisch” und „makroökonome-
trisch”, weil das in den Sozial- und Wirtschaftswissenschaften gleicher-
maßen verwendete Analyse-Instrumentarium keiner Disziplin zuzuordnen
ist.

38 Die Studien werden deshalb an dieser Stelle nicht noch einmal einzeln vor-
gestellt.

39 Eine Randbemerkung: Ein Teil der öffentlichen Diskussion lebt von dem
Missverständnis, dass – wie im Beitrag von Fitzenberger und Speckesser
unterstellt – mikro- und makroökonomische Studien gleichzusetzen wären
mit „wissenschaftlicher Evaluation”, so als gäbe es nicht ein sehr viel brei-
teres Spektrum (sozial-)wissenschaftlicher Evaluationsforschung und die
Notwendigkeit, Unzulänglichkeiten - die sich im Grunde mit allen Metho-
den verbinden - durch Methodenvielfalt zu kompensieren.



Demnach sind „...die Ergebnisse makroökonometrischer
Analysen ambivalent” (ebd. 549). Auch die Synopse von Fit-
zenberger und Speckesser ergibt kein einheitliches Bild.

Darauf hinzuweisen ist, dass sich in Deutschland die daten-
mäßigen Voraussetzungen für makro-analytische Evaluatio-
nen (wie auch für mikro-analytische) z. Z. deutlich verbes-
sern, und zwar im direkten Zusammenhang mit den Einglie-
derungsbilanzen und der flächendeckenden Erschließung von
Individualdatensätzen mit weiteren, regional aufschlüsselba-
ren Strukturmerkmalen von Teilnehmern wie von Maßnah-
men. Auch externe Forscher können bereits jetzt auf den neu-
en Datenfundus der regionalen Eingliederungsbilanzen
zurückgreifen.

5 Evaluation als „joint venture” von Wissenschaft und
Praxis

Von einem umfassenden Evaluationssystem der aktiven Ar-
beitsförderung nach dem SGB III und darin fest verankerter
Wirkungsforschung des IAB und externer Institute sind wir
noch weit entfernt. Das Ziel umfassender Kosten-Nutzen-
Analysen, auf der Mikro- wie auf der Makro-Ebene (teilneh-
mer- bzw. arbeitsmarktbezogen), mit Teilbeiträgen aus den
sich entwickelnden Monitoring-Systemen und ergänzenden
Aktivitäten von Wissenschaft und Praxis, bleibt zunächst
noch Fernziel, obwohl die eingeschlagene Richtung stimmt.

Gründe hierfür sind auf verschiedenen Ebenen zu sehen, Ver-
besserungen setzen systematische Evaluationssysteme unter
Einschluss von Wissenschaft und Praxis voraus, an denen ge-
genwärtig gearbeitet wird. Es geht vor allem um Folgendes:

1. Die Komplexität des Zielsystems, das im Spannungsfeld
steht von kurz- und langfristig zu erzielenden Wirkungen auf
der individuellen Ebene, aber auch auf der Ebene des Ar-
beitsmarktes insgesamt, wobei es sich teils um (noch) nicht
quantifizierbare „qualitative” Wirkungen handelt. Im Vorder-
grund der Rahmenzielsetzungen (§§ 1,5 - 8 SGB III) steht der
(kurz- wie langfristige) Ausgleich am Arbeitsmarkt unter Be-
tonung der individuellen Eingliederungszielsetzung nament-
lich für besonders förderungsbedürftige Personengruppen.
Gefordert wird aber auch weiterhin die Einbettung der Ar-
beitsförderung in die beschäftigungspolitischen Zielsetzun-
gen der Bundesregierung (Ammermüller 1997: 6), wobei es
um „globale” und strukturelle Wirkungen am Arbeitsmarkt
geht. Hinzu kommen, wie bereits ausgeführt, instrumenten-
spezifische Zielsetzungen (vgl. Übersicht 2).

2. Die Heterogenität von Maßnahmen, die sich nur scheinbar
als „Arbeitsförderung” insgesamt oder als „Weiterbildungs-
maßnahmen” usw. summarisch evaluieren lassen. Ohne dass
bislang hinreichend Kenntnisse vorliegen über Wirkungsket-
ten hinsichtlich einzelner Interventionsformen, werden Maß-
nahmen doch zumindest ansatzweise sehr unterschiedlich und
„passgenau” für unterschiedliche Zielgruppen und Teilziel-
setzungen eingesetzt. Aussagen über den durchschnittlichen
Erfolg von Maßnahmen, selbst wenn sie in Form von Net-
to-Ergebnissen der Förderung vorliegen (was z. B. bei Ein-

gliederungsbilanzen noch gar nicht der Fall sein kann), er-
möglichen keine abschließende Beurteilung, sondern können
(und müssen) Ausgangspunkt für Differenzierungen und wei-
terführende Fragen, für den erwähnten unverzichtbaren Dia-
log aller Beteiligten sein.

3. Die Heterogenität von Zielgruppen, die je nach Zielsetzung
für bestimmte Maßnahmen und nicht für andere in Frage kom-
men. So können ABM und nunmehr insbesondere Struk-
turanpassungsmaßnahmen für ältere Arbeitslose eingesetzt
werden, nicht um eine spätere reguläre Beschäftigung ohne
Förderung vorzubereiten, sondern um einen für die Betroffe-
nen erträglichen Übergang in den Ruhestand zu ermöglichen,
mit dem sich zugleich Wertschöpfung verbindet. Dies trägt
auch zur Maßnahmeheterogenität bei.

Abgesehen von der unzulänglichen Datenbasis, die in der Ver-
gangenheit ein differenziertes Monitoring und aussagefähige
kausalanalytische Forschung wesentlich erschwert hat, ist die
Vernachlässigung der aufgeführten Gesichtspunkte Grund
dafür, dass viele Studien bislang nur zu wenig praktisch ver-
wertbaren Ergebnissen kommen.

Auch für Länder mit ausgeprägter „Evaluationskultur” und
langjährigen Erfahrungen mit (überwiegend ökonometri-
schen) Evaluationen wie die USA werden die bislang erziel-
ten Ergebnisse unter methodischen Gesichtspunkten sehr
zurückhaltend beurteilt. Für die USA stellen Heckman, La-
Londe und Smith (1999: 1867) zusammenfassend fest: „Too
much emphasis has been placed on formulating alternative
econometric methods for correcting for selection bias and too
little given to the quality of the underlying data. Although it
is expensive, obtaining better data is the only way to solve the
evaluation problem in a convincing way.”

Die im Aufbau befindliche „Maßnahme-Teilnehmer-Grund-
datei” der BA wird einen wesentlichen Beitrag dafür leisten,
dass sich die bisherigen, fast unüberwindlichen Datenzu-
gangsprobleme40 deutlich verringern werden. Dies gilt auch
für externe Forschung, wobei der Zugang zu geschützten So-
zialdaten für Forschung, die im öffentlichen Interesse durch-
geführt wird und auf solche Daten angewiesen ist, im § 75
SGB X geregelt ist (Übermittlung von Sozialdaten für die For-
schung und Planung).41

Verbesserungen bei der Evaluation der Arbeitsförderung las-
sen sich nur durch gemeinsame Anstrengungen als „joint ven-
ture” von Wissenschaft und Praxis erzielen: Es geht um dif-
ferenziertere und validere Prozessdaten für Monitoring und
Forschung, um bessere Vergleichs- oder Kontrollgruppenbil-
dung (z. B. durch Rekonstruktion von Teilen der Biografie als
Indikator für Eingliederungsschwierigkeiten, oder um ent-
sprechende Einschätzungen durch Fachkräfte oder Betroffe-
ne), um die Einbeziehung weiterer, im Zielsystem enthaltener
Wirkungsdimensionen und um ergänzende Forschung über
Einflussketten und günstige Rahmenbedingungen für einen
erfolgreichen Einsatz der Arbeitsförderung.

Die gravierenden Ungleichgewichte am Arbeitsmarkt und da-
mit verbunden der hohe Stellenwert arbeitsmarktpolitischer
Maßnahmen haben die Fragen nach der Effektivität (Wir-
kung) und nach der Effizienz (günstige Kosten-Nutzen-Rela-
tion) der aktiven Arbeitsförderung belebt. Angesichts des ho-
hen Problemdrucks bei knappem Mittelvolumen wird zu
Recht die Frage aufgeworfen, welche Maßnahmen oder Maß-
nahmebündel einer Strukturalisierung der Arbeitslosigkeit
am wirkungsvollsten entgegenwirken und den Abbau der Ar-
beitslosigkeit befördern können. Dies hat auch in Deutsch-
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40 Vor allem im Zusammenhang mit bislang bestehenden gravierenden hard-
ware- und software-Restriktionen innerhalb der BA.

41 Hierfür ist beim zuständigen Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung eine Genehmigung einzuholen. Eine Übermittlung von geschützten
Sozialdaten für Forschungszwecke ist nach der Gesetzesformulierung nicht
möglich, wenn der Zweck der Forschung auf andere Weise (z.B. über Ano-
nymisierung von Datensätzen) errreichbar ist. Allerdings war in der Ver-
gangenheit der fehlende Datenzugang das Problem, nicht ein zu rigider Da-
tenschutz.



land das Evaluationsbewusstsein gestärkt und den Weg geeb-
net für die Weiterentwicklung des Evaluationssystems – in-
nerhalb und außerhalb der BA, auf den verschiedenen Politik-
ebenen (EU, Bund, Länder und Gemeinden, vgl. Bangel/
Deeke/Brinkmann 2000) und auch politikfeldübergreifend.
Methodische und inhaltliche Evaluationsprobleme werden
zunehmend diskutiert (vgl. Stockmann 2000), sie sind aber
auch in anderen Bereichen wie der Wirtschafts- und Struk-
turpolitik beileibe noch nicht befriedigend gelöst.
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7 Anhang: Einschlägige IAB-Projekte 

(laufende, z.T. auch abgeschlossene, in Vorbereitung befind-
liche)

An dieser Stelle sollen lediglich die für die aktuelle Diskus-
sion besonders relevanten mikroanalytischen IAB-Projekte
zu BA-Instrumenten (einzeln und übergreifend)42 kurz skiz-
ziert werden, und zwar nach Maßnahmebereichen und sche-
matisch mit folgenden Angaben:

a) aktueller Status
b) Hauptzielsetzung
c) Methodischer Ansatz
d) Veröffentlichungen
e) Sonstiger Hinweis.

Auf die Notwendigkeit und Bedeutung makroanalytischer
Studien des IAB zu den Maßnahmewirkungen wurde im Ab-
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42 Jeweils mit Projektnummer, wobei die vorangestellte Ziffer den bearbei-
tenden IAB-Arbeitsbereich benennt. Ausführlichere Projektdarstellungen
enthält der IAB-Arbeitsbericht.



schnitt 4 bereits hinreichend hingewiesen (vor allem Berech-
nung von Entlastungs- und Budget-Effekten, gesamtfiskali-
sche Kostenrechnungen, Modellsimulationen zu Beschäfti-
gungschaffenden Maßnahmen und zielgruppenspezifischen
Lohnsubventionen).

Qualifizierung (Fortbildung und Umschulung )

3 – 200 und Einzelanalysen 

a) Mit Umstellung der BA-Statistiken (im Zusammenhang
mit den Eingliederungsbilanzen) auf neue Fachverfahren
wurden vierteljährliche Meldungen an die Arbeitsämter,
die Landesarbeitsämter, die Fachabteilungen und den
BMA (mit Verbleibinformationen) wegen Fortfall der Da-
tengrundlage bis auf weiteres beendet. Davon betroffen
sind auch weitere aktuelle Analysen.

b) Individueller Verbleib von erfolgreichen Maßnahmeteil-
nehmern und von Abbrechern 

c) Datenabgleiche mit Beschäftigtenstatistik und Leistungs-
empfängerstatistik

d) Zuletzt Blaschke/Nagel (1995).
e) Im wesentlichen auf dieser Basis auch Blaschke/Nagel

(1999)

6 – ... Ein Ansatz zur Evaluation eines arbeitsmarktpolitischen
Programms mit prozessproduzierten Längsschnittdaten

a) Im Mai 2000 beendet
b) Erste Erfahrungen mit eingepassten FuU-Meldungen in

die IAB-Beschäftigtenstichprobe sammeln und Erfolg der
Maßnahmen errechnen.

c) Mittels eines hierarchischen Matching-Ansatzes wurden
zu Abgängern aus FuU „Doppelgänger” gebildet und de-
ren Berufsbiografien nach dem Ende von FuU betrachtet.
Basis: prozessproduzierte Daten.

d) Bender/Klose in diesem Heft 
e) Projekt geht im nachfolgenden Projekt auf.

6 – ...FuU-Evaluation: Über die Wirksamkeit von FuU-Maß-
nahmen – ein Evaluationsversuch mit prozessproduzierten
Daten aus dem IAB

a) April 2000 - September 2005
b) Grundlegendes Projekt, dass einen mikroanalytischen

Ansatz verfolgt und sich stark an vorhandene externe Ar-
beiten anlehnt.

c) Es sollen hier u.a. unterschiedliche Maßnahmearten,
Maßnahmekarrieren und verschiedene Erfolgskriterien
betrachtet werden. Als Datengrundlage wird die IAB-Be-
schäftigtenstichprobe 1975-1995 (mit diversen Anreiche-
rungen) verwendet.

d) –
e) Das Projekt wird mit externen Kooperationspartnern

durchgeführt.

Beschäftigungschaffende Maßnahmen (ABM, SAM „klas-
sisch”)

2 – 215 und 2 - 340: Beschäftigungsstrukturen und gesamt-
wirtschaftliche Auswirkungen von Allgemeinen Maßnahmen
zur Arbeitsbeschaffung (ABM) sowie: Analyse von Wirkun-
gen der Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung
(ABM) 

a) Abgeschlossen
b) Zielgruppenorientierung, Eingliederungserfolg, Produk-

tions- und Beschäftigungseffekte; regionale Optimierung
des Mitteleinsatzes; Darstellung realer Wirkungen von
ABM; gesamtfiskalische Kosten- Nutzen-Analyse

c) Repräsentativerhebungen in den Arbeitsämtern (Akten-
auswertung); Input-Output-Analyse; Beschäftigungs-
funktionen, Abgleich mit Leistungsempfängerdateien und
Verlaufsuntersuchung, Befragung von ABM-Trägern

d) u.a. Spitznagel (1989), Bach/Spitznagel (1992) und Au-
torengemeinschaft (1997)

e) Nutzung für die Mittelverteilung nach LAÄ auf der Basis
eines IAB-Indikators, Vorschlag einer zielgruppen- und
eingliederungsorientierten BA-Statistik

2 – 411: Analyse von Wirkungen der Allgemeinen Maßnah-
men zur Arbeitsbeschaffung (ABM) in den neuen Bundes-
ländern

a) abgeschlossen
b) Untersuchung der Zielgruppenorientierung, des Einglie-

derungserfolgs und der realen Wirkungen von ABM;
c) Repräsentativerhebung in den Arbeitsämtern (Aktenaus-

wertung); Auswertung des „Arbeitsmarkt-Monitors”
(Ost)

d) u.a. Spitznagel/Magvas (1997). 

10 – 450 Untersuchung zur Implementation und Wirksamkeit
der Lohnkostenzuschüsse nach § 249 h in den neuen Bun-
desländern

a) 1996 abgeschlossen
b) Strukturen der Förderung (Träger, Förderbereiche, Fi-

nanzierung Teilnehmer), Einschätzung von Erfolgschan-
cen (Dauerhaftigkeit der Arbeitsplätze, Verbleib der Ge-
förderten)

c) Repräsentative Stichprobe von Maßnahmen (1994), Trä-
gerbefragung

d) U.a. Wolfinger/Brinkmann 1996.
e) Ergänzende regionale Fallstudien zu den strukturellen

Wirkungen der Maßnahmen waren zunächst vorgesehen,
wurden aber nicht durchgeführt

10 – ... Eingliederungseffekt und weiterer Nutzen von ABM
und SAM für die Geförderten unter besonderer Berücksich-
tigung von „SAM für Ältere43

a) in Vorbereitung
b) Netto-Eingliederung in nicht geförderte Beschäftigung,

strukturelle Wirkungen in der Region
c) Austritte aus Maßnahmen zunächst des 1. Hj. 2000, (mög-

licherweise 30 000 – 50 000 Förderfälle), Datenanreiche-
rung für Förderfälle und Vergleichsstichprobe durch Bio-
grafierekonstruktion/Befragung

d) Stichprobenziehung zeitgleich mit erstmaliger zentraler
und instrumentenübergreifender Erschließung der Maß-
nahmeteilnehmer aus den Fachverfahren, Kooperation
mit externen Kooperationspartnern.

Betriebliche Einstellungshilfen (EGZ, EZN, Bhi, Ev, SAM
OfW)

10-497 Selektivität und Eingliederungserfolg betriebsbezo-
gener Eingliederungshilfen

a) laufend
b) Selektivität und individueller Eingliederungserfolg (Net-

to-Effekte)
c) Repräsentative Stichprobe (8000 Zugänge in Förderung
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43 Zu den „realen Wirkungen” von Maßnahmen wird voraussichtlich ein Auf-
tragsprojekt vergeben, das sich (wie bei den Teilprojekten zu betrieblichen
Einstellungshilfen) unmittelbar mit dem „Hauptprojekt” zur Eingliederung
verknüpft.



Anfang 1999), Vergleichsgruppenbildung (Arbeitslose),
zusätzliche Experteneinschätzungen durch Fachkräfte
(Teilnehmer und Vergleichsgruppe), Datenabgleiche zum
Verbleib (arbeitslos, erwerbstätig) nach unterschiedlichen
Zeiträumen

d) Jaenichen (1999) und Jaenichen in diesem Heft.

10-498 Betriebsbezogene Einstellungshilfen und betriebli-
ches Einstellungsverhalten

a) laufend
b) Akzeptanz, Einfluss auf Einstellungsentscheidungen,

Einsatz und Verbleib von Geförderten im Förderbetrieb,
betriebliche Einschätzungen zur Förderung

c) Repräsentative Befragung von Förderbetrieben, z.T. Ver-
gleich mit Nicht-Förderbetrieben (Betriebspanel), ergän-
zende Betriebs-Fallstudien

d) Ende 2000 (geplant)
e) Auftragsprojekt an Infratest Burke, München

Überbrückungsgeld

10-471 Förderung der Aufnahme einer selbständigen Tätig-
keit nach § 55a AFG/§57 SGB III

a) laufend, Ausweitung auf 5-jährigen Beobachtungszeit-
raum

b) Strukturen, Verbleib, Beschäftigung weiterer Personen,
Einfluss der Förderung auf das Existenzgründungsge-
schehen, Erfolgsdeterminanten

c) „quasi-repräsentative” Stichprobe von rd. 4000 Förder-
fällen aus 1994/95 (altes und neues Förderrecht), Akten-
recherche, mehrfache Nachbefragung, , z. T. auch Moni-
toring-Funktion, 

d) Wießner (1998) und Wießner in diesem Band

Sozialplanmaßnahmen

10-508 Begleitforschung zu den Zuschüssen zu Sozialplan-
maßnahmen

a) laufend
b) Inhalte, Ziele, Organisationsformen von Maßnahmen,

Struktur und Verbleib der Teilnehmer, Kosten, Be- und
Entlastungen durch diesen Neuansatz

c) Implementationsstudie mit qualitativen und quantitativen
Bausteinen

d) Kirsch u.a. (1999 und 2000))
e) Auftragsprojekt an IAT, Gelsenkirchen; Abschlussbericht

Ende 2000

Freie Förderung

2-510 Möglichkeiten und Grenzen der Substitution von Über-
stunden durch befristete Beschäftigung - Evaluation eines
Modellversuchs

a) laufend
b) Untersuchung von Umfang und Nachhaltigkeit der Sub-

stitution sowie des Eingliederungserfolgs
c) Repräsentative Betriebsbefragung 
d) Spitznagel/Teriet (2000).

10-518 Beiträge zur Evaluation von Neuansätzen der Ar-
beitsförderung nach § 10 SGB III 

a) laufend
b) Projektbezogene Modellevaluationen in ausgewählten

Förderbereichen

c) Fallstudien mit quantitativen und qualitativen Kompo-
nenten, experimentelles Design zur Evaluation des Pro-
jektes „EVA” (Entwicklungs- und Vermittlungsassistenz)
im AA Siegen durch Prof. Trube, vgl. Luschei/Trube

d) Brinkmann (1998); Luschei/Trube (1999) und in diesem
Band.

e) Teils Eigenprojekt (ergänzende Existenzgründungsförde-
rung, Maßnahmen für Jugendliche, Lohnsubventionen
zum Entstehen zusätzlicher Arbeitsplätze), teils Fremd-
aufträge (Evaluationsbericht über Job-Center in Dannen-
berg, Soltau und Uelzen liegt vor, z.Z. laufende Projekte
in den AÄ Hamburg, Berlin Mitte, Siegen, Frankfurt/M.,
Köln und Stuttgart)

ESF-BA-Programm (Ergänzung des SGB III aus Mitteln des
Europäischer Sozialfonds)

10/3 – 468 Begleitforschung

a) laufend (Fortsetzung der Evaluation für die neue Förder-
periode 2000-2007) 

b) Evaluation des Programms und seiner Einzelinstrumente
c) mikroanalytische Untersuchungen zur ESF-Ergänzung

von FbW, Trainingsmaßnahmen, Existenzgründungsför-
derung, Qualifizierung bei Kurzarbeit (Datenabgleiche,
z.T. repräsentative Befragungen von Geförderten und Ver-
gleichsgruppen); aggregierte Verbleibs- und Wirkungs-
analysen (regionale Meso-Ebene); Programmevaluation
im übergreifenden Kontext von ESF-Bund-Länder-Pro-
grammen.

d) Deeke (1999), Deeke/Hülser/Wolfinger (1997).
e) Umsetzung des § 3 der Verwaltungsvereinbarung zwi-

schen BMA und BA zum ESF-BA-Programm vom
03.02.2000, Ko-Finanzierung über ESF (Technische Hil-
fe)

Jugendsofortprogramm

4-486 Jugendarbeitslosigkeit – Begleitforschung zum Sofort-
programm der Bundesregierung zum Abbau der Jugendar-
beitslosigkeit 

a) laufend
b) Eingliederung in Ausbildung und Arbeit
c) 5 Teilprojekte:

Analyse von Daten der Arbeitsämter (coSach); Mehr-
fachbefragung von 5000 Maßnahmeteilnehmern; qualita-
tive Interviews von 70 Teilnehmern mit schwierigen Bio-
grafien; Institutionenbefragung zur Durchführung und
Bewertung des Sofortprogramms; Vergleichsgruppenana-
lysen Teilnehmer an SPR zu arbeitslosen Jugendlichen

d) –
e) Verwaltungsvereinbarung und Finanzierung durch BMA

Gemeinnützige Arbeitnehmerüberlassung

10-483 A Wissenschaftliche Begleitung der gemeinnützigen
Arbeitnehmerüberlassung in Rheinland-Pfalz 

a) abgeschlossen
b) Eingliederungserfolg, Implementationsaspekte
c) Vergleichsgruppenbildung durch Auswertung von Ver-

mittlungsunterlagen (coArb), Datenabgleich, ergänzende
qualitative Untersuchungsteile

d) u.a.: Almus u.a. (1999)
e) Auftragsprojekt an ZEW, Mannheim, mit explorativen

Aspekten hinsichtlich der Vergleichsgruppenbildung, die
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mit aufwendiger „Handarbeit” vorgenommen werden
musste

Instrumentenübergreifend: Regionale Mittelverteilung

6-507: Die regionale Mittelverteilung für den Eingliede-
rungstitel

a) laufend
b) Optimale Mittelverteilung für den Eingliederungstitel

gemäß gesetzlicher Kriterien
c) Kreation eines Schlüssels für den Verteilungsmodus, der

wesentlich auf einem Arbeitsmarktgesamtindikator be-
ruht

d) Blien (1998)

Instrumentenübergreifend: Eingliederungsbilanzen

6 – ... Clusteranalytische Typisierung der west- und ostdeut-
schen Arbeitsamtsbezirke zur vergleichenden Betrachtung re-
gionaler Eingliederungsbilanzen

a) laufend
b) Bereits im Vorfeld der ersten Eingliederungsbilanz (1998)

wurde der Versuch unternommen, Arbeitsamtsbezirke,
die ähnliche Rahmenbedingungen für die Wiedereinglie-
derung Arbeitsloser aufweisen, zu identifizieren. Diese
Arbeiten sollen mit einer Analyse regionaler Verbleibs-
quoten (FbW, ABM, klassische SAM) fortgesetzt werden,
d. h. es wird versucht, empirische Erkenntnisse darüber
zu gewinnen, welche Regionalfaktoren maßgebend sind
für die regionalen Eingliederungsergebnisse und sich da-
her für eine Weiterentwicklung der vorliegenden Regio-
nalklassifikation eignen.

c) aggregatstatistische Querschnittsanalysen mit Regional-
daten aus den Eingliederungsbilanzen und weiteren BA-
Statistiken

d) Hirschenauer (1999)

6 - ... Regionale Arbeitsmarktpolitik im Spiegel von Einglie-
derungsbilanzen – Determinanten der Wirkung von Arbeits-
marktpolitik 

a) in Vorbereitung
b) Determinanten des Verbleibes von Maßnahmeteilneh-

mern
c) multiple lineare Regression auf Basis der unterjährigen

Eingliederungsbilanz
d) Vollkommer (2000).

Instrumentenübergreifend: „Profiling“

6/10 – 530 Begleitforschung zum Modellprojekt „Frühzeiti-
ge Erkennung des Risikos längerfristiger Arbeitslosigkeit
durch ,Profiling’ und Entwicklung neuartiger Verfahren zur
Verringerung dieses Risikos durch systematisches Fall-Ma-
nagement unter Beteiligung von Dritten”

a) laufend
b) Früherkennung von Risiken und frühzeitiger Maßnahme-

einsatz
c) Identifizierung von potentiellen Langzeitarbeitslosen

beim Zugang in die Arbeitslosigkeit (in 3 Modellar-
beitsämtern), experimentelles Design zur Bildung einer
Kontrollgruppe von potentiellen Langzeitarbeitslosen,
Datenabgleiche (Verbleib in Arbeitslosigkeit) zur Über-
prüfung und Verbesserung des Profiling-Rasters und zum
Netto-Effekt der Einschaltung von Dritten (Fall-Manage-
ment)

d) –
e) Eines von zwei derzeit praktizierten „echten” experimen-

tellen Designs zur Evaluation im Bereich der Arbeits-
marktpolitik, zum zweiten vgl. Luschei/Trube (1999, s.o.
Freie Förderung)
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